
Bericht der Bundesregierung an den Nationalrat 
gemäß Punkt 7 der Entschließung des Nationalrates 

,'orn 28. Jänner 1993 (E92-NR!XVIILGP) 

V or~esebi eh t e~ 

Im November 1991 wurde in Gru ar.t.3.JLch einC:E, i:item3L:o:1,den Workshops mit dem Thema der 
Fruhförderung und Integsz::io:l \on Hör~csch,i;:ig,Icrl frigcncler Petitionstext ausgearbeitet. 

PETJTJO"V 

Der internationale Workshop 
abgehalten im November 1991 

im Gehörfasen - Kult'...Ir- und Jugendzentrum Graz 
brachte folgendes Ergebnis: 

Nationale und internationale Erfahrungen zeigen, daß hörbehinderte und selbst gehörlase 
Kinder im gemeinsamen Leben und Lernen mit härenden Kindern erfolgreich, daß heißt, 
begabungsgerecht gefördert werden wnner.. 

Die Beurteilung der Fördersituation für hörgeschädigte Kinder in Österreich zeigt, daß in 
den einzelnen BWldeslandern die Vorausserzungen fiir eine Jamifienorientierte 
Frühforderung und für eine integrative Beschuhmg sehr unterschiedlich sind und einem 
inrernationalem Standard in der Regel nicht entsprechen. 

Zur Verbesserung der Frühförderung und inr,:;grativcn Bildung Hörgeschädigter fordern die 
Referenten aus Österreich und Deutschland und Ufe Teiinehmer des Workshops mit größter 
Dringlichkeit: 

1. In Qsterreich muß die Anzahl der auszubildenden Logopädlnnen mindestens verdoppelt 
werden, um annähernd den gegcnwärtigm Bedarf an Sprach -, Stirnrr; - und 
Sprech:herapien zu decken. Es lehlen östcrrelchweit er. ... a 650 Logopädlnnen. Die 
Ausbildung der Logopädlnnen ist dahingehend zu verbessern, daß verstärla auf die 
Erfordernisse der Therapie hörgeschädigter Kinder, Jugendlicher und Erwachsener Be:.-ug 
genommen wird. 

2. Unser Appell richtet sich auf eine unverzügliche A'n.derung des Mutter-Kirulpasses durch 
verpflichtende Vorschreibung t.iner HNO-ärztiithet! r./ntersuchung auf Hörschädcr. in den 
ersten Lebel"/.stagen un.d Illi.? e/]clrderlich (luch bt~reil:.\'pränaral (bei Risik...?A.7.ndern). 

III-188 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 1 von 77

www.parlament.gv.at



3. Voraussetzung für eine Integration in Schule und Beruf ist eine qualifizierte 
Frültförderung. Dazu gehören nicht nur eine frühestmögliche Erkennung, eine 
Jrühestmögliche Erfassung, sondern auch eine umgehende und angemessene 
Hörgeräteversorgung und der sofortige Beginn mit einer lautsprachlichen FTÜherziehung. 

In diesem Zusammenhang wird auch eine Beschleunigung der beabsichtigten Verbesserung 
des Ausbildungsstandes österreichischer Hörgeräte-Akustiker gefordert. Wir denken dabei 
an eine Annäherung an das hohe Niveau der deutschen Anforderungen. Wir verweisen dabei 
auf das Beispiel der Fachakademie für Hörgeräteakustiker in Lübeck gegeüber dem 
gegenwärtigem Ausbildungskurzkursen in Österreich. 

Bei der 19. Österreichischen Linguistentagung an der Universität Klagenfurt wurde auch das 
Problem der Gebärdensprache bearbeitet und folgende Resolution verabschiedet. 

RESOLUTION 

Betrifft: Anerkennung der Gebärdensprache Gehörloser in Österreich 

Entsprechend der internationalen Entwicklung und dem aktuellen Forschungsstand 
schlagen die österreich ischen Sprachwissenschaftler vor: 
Die Anerkennung der Gebärdensprache Gehörloser als Sprache im Sinn der 
Amtssprachenverordung und als Wahlmöglichkeit für die Schulsprache für Gehörlose; 
Verankerung in den entsprechenden Gesetzen und Verordnungen. 

Textvorschläge (in Anlehnung an die jüngsten Beschlüsse des französischen Parlaments): 

Bei der Erziehung und Ausbildung von Gehörlosen besteht für die Gehörlosen bzw. bei 
gehörlosen Kindern für deren Eltern die Freiheit der Wahl zwischen einer zweisprachigen 
Kommunikation - Gebärdensprache und eine der in Österreich als Amtssprache 
anerkannten Lautsprachen - und einer ovalen Kommunikation. Damit diese Wahlfreiheit 
genützt werden kann, ist für eine entsprechende Information der Gehörlosen bzw. der Eltern 
gehörloser Kinder zu sorgen. Diese Grundsätze sind für die notwendige Frültförderung 
gehörloser Kinder ab ihrer Geburt besonders zu beachten. 

Für Einrichtungen und Dienste, in denen Erziehung und Ausbildung von Gehörlosen 
erfolgt, sowie für alle Amter u.ä. mit Parteien verkehr sind bis zum ..... geeignete 
Vorkehrungen zu treffen, um die Durchsetzung der Wahlfreiheit des Sprachgebrauchs für 
Gehörlose zu garantieren. 
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Schwerhörige und Gehörlose haben das Recht, in ihrer Kommunikation mit Behörden, in 
öffentlichen Institutionen usw. als Sprache entweder die in Österreich anerkannten 
Amtssprachen oder die Gebärdensprache (in ihrem Land bestehenden Formen) zu wählen. 

Die Gebärdensprache der Gehörlosen Österreichs (und ihre Varianten) wird als Sprache 
anerkannt und erhält den Status einer Minderheitensprache. Damit verbunden hat jeder 
Gehörlose in Österreich das Recht, sich als Angehöriger einer sprachlichen Minderheit zu 
erklären und entsprechende Rechte daraus abzuleiten. 

Weitere Maßnahmen: 

Einrichtung einer gehörlosenspezijischen Frühförderung, integrations- und 
anerkennungsfördernde Maßnahmen (wie bei allen Minderheitensprachen); zumindest 
teilweise Integration gehösloser Kinder in "Normal"-Kinderärten und -Schulen (mithilfe 
von gebärdensprachkompetenten "Stützlehrern "). Einsatz von Personen, welche 
Gebärdensprache muttersprachlich erworben haben (Gehörloser und eventuell Kinder 
gehörloser Eltern) in allen Ausbildungsbereichen. Verpflichtende Kenntnis der 
Gebärdensprache für GehÖrlosen/ehrer. 

Grundlagen: 

einstimmiger Beschluß des europäischen Parlaments vom 17.5.1988 
Resolution zur Anerkennung der nationale.n Gebärdensprachen Gehörloser des 3. 
europäischen Kongressesfür Zeichensprachforschung vom 29.7.1989 
Aufforderung von Wissenschaftlern zur Anerkennung der deutschen 
Gebärdensprache Gehörloser und deren Rechte als sprachlicher Minderheit vom 
Mai 1991 
Resolution des Elternverbands deutscher Gehörlosenschulen zur Anerkennung der 
deutschen Gebärdensprache vom 12.5.1991 

Sollten sich Parlament und Ministerium nicht zur sofortigen Erledigung dieses Antrags 
imstande sehen, wird vorgeschlagen: 
Die für Gehörlosenbetreuung zuständigen Ministerien (BMf Soziales, BMf Gesundheit, 
BMUKS) sowie das BMWF mögen eine Enquete zur Frage der Anerkennung und 
Verwendung der Gebärdensprache in der Gehörlosenbildung und im offiziellen 
Sprachgebrauch der Gehörlosen abhalten. Eine solche Enquete soll unter Beteiligung 
internationaler Fachleute und unter Berücksichtigung der verschiedenen Standpunkte in 
dieser Frage organisiert werden. 

Ergeht an: 
Hauptausschuß des NR, BMUKS, BMWF 
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Als Petition Nummer 36 wurde am 5.12.1991 sowohl der Petitionsentwurf des ÖSterreichischen 
Bundes für Schwerhörige, Spätertaubte, Tinitus-Betroffene und sprachbehinderte als auch die 
Resolution, die anläßlich der 19. ÖSterreichischen Linguistentagung in Klagenfurt verabschiedet 
wurde, von den vier Behindertensprechem dem Präsidenten des Nationalrates überreicht. 

PE7IT~CN NR. 3~ 

A80EORDNETER ZUM NA nONALRAT 
DER REPUBLIK OSTERREICH 
Abq. er. Gottfried Feurlte1n 
Abq. ~9' Walter Guqgenberqer 
Abq. ~r. Helene Part1k-Pable 
~g. Ma.nfre~ Srb 

Herrn Präsi~ent 
Dr. Heinz Fischer 
Prä.1~.nt dei ~ationalra~es 

, 0' 7 ,-1 i • n 

Sehr ieehr~er Herr Prls1dentl 

W1en, dan S. C.z~.r '99' 

Oer österreichische Bund fUr Sehwerh~tige, Später­
taubte, Tinr.1tus-Betroffene und Sprachbeh1n4erte 
hat anllSlich einel 1nternatienalen Werk.ho~s zum 
'l'he.ma "FrWlfC5rde.rung - Chance ff1r schulische und be­
rufliche Integration B6rqe.chld1qter" .1ne 'etition 
ausgearbeitet, die sich der Integration im weite.ten 
Sinne w ic!me t. 

Am Institut fUr Sprachwi •• enachaften der Univerl1tät 
fUr B11dunq~ia.enlch.ften Ln Klaqenfurt wurden an-
1iSlich der ". ~sterr.ichi.chln ~iniUiatenta;unq die 
Probleme, die mit dar Geblr4e.prache Geherlo.8r au.am­
menhlngen, bahan4alt. Auch dazu wurde einattmc1g eine 
Re.elution be.chlo •• en. 
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In heiden Fillen wuraen Abgeordnet. zum Nationalrat 
~sucht, sich mit ~en aufgezeigten PrObl~n zu ~e-

falsen. 

Wir erl.uben uns ~ah.r, .ehr veeh%ter Herr Präsident, 
Ihnen lowohl die Petition de. Oaterre1ch11chen ~unde, 
fUr Schwerh~rige, SpKterta~te, T~itu.-Betreffene 
und Sprachbeh1n~.rte al. auch die Relelution, die 'anlk!lich 
der '9. ö.terre1ch1lchen ~in9U1.tentagun9 in Klagenfurt 
ver~schieget wurde. zu Uberre1chen. 

Wir ersuchen Si., diese Unterlagen Eur welteren Be­
han~l~q dam Ausschu! fUr Petitionen und BUrger1n1ti~­
t1ven z~zuleiten. 

Mit freun~lichen Grüßen! 

ff~ ~ 
Dr. Gottfried Feurste1n Mag. Malter GU9Qenberqar 

k"f W· L - .,,~~ 
Dr. Belene Partlk-PAble Man 
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Am 20.10.1992 fand eine parlamentarische Enquete" Zur Lebenssituation gehörloser Menschen" 
statt, in deren Folge arn 28.1.1993 die gegenständliche Entschließung des Nationalrates 
(E92-NR/XVIlI . GP) verabschiedet wurde, womit die Bundesregierung ersucht wurde, alle 
Maßnahmen zu ergreifen, damit die Lebenssituation von gehörlosen und schwerhörenden 
Personen in Österreich verbessert wird. 
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E 92-NR/XVIIIGP 

Entschließung 

des Nationalrates vom 28. Jänner 1993 

anläßlich der Verhandlung des Einzelberichtes des Ausschusses für Petitionen und 
Bürgerinitiativen über die Petition Nr. 36 überreicht von den Abgeordneten Doktor 
Gott/ried Feurstein, Mag. Walter Guggenberger, Dr. Helene Partik-Pable und Manfred Srb 
betreffend die Anerkennung der Gebärdensprache Gehörloser in Österreich (931 der 
Beilagen) 

Die Bundesregierung wird ersucht, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit die Lebenssituation 
von gehörlosen und schwerhörenden Personen in Lstereich verbessert wird, insbesondere 
dadurch, daß 

1. eine möglichst frühzeitige Feststellung der Hörfähigkeit von Kindern gesichert wird; 

2. in der Erziehung und Ausbildung von Gehörlosen und Schwerhörenden - entsprechend 
wissenschaftlicher Erkenntnisse - je nach den Anlagen des Kindes die jeweils beste 
Förderung und integrative Entwicklung gewährleistet wird; sei es mit maximaler 
apparativer Unterstützung und Ausbildung in Lautsprache oder lautsprachbegleitender 
Gebärde; 

3. die wissenschaftliche Erforschung aller Kommunikationssysteme Gehörloser und 
Schwerhörender, wie Gebärdensprache und lautsprachbegleitende Gebärde, gefördert 
wird; 

4. in ausreichendem Maße die Ausbildung von LogopädInnen und TherapeutInnen sowie 
DolmetscherInnen und gebärdelcompetenten LehrerInnen gewährleistet und deren 
Einsatz in der Erziehung gefördert wird; 

5. dafür Sorge getragen wird, daß Gehörlose und Schwerhörende sich in der für sie besten 
Form verständigen können und sich gegenüber Gerichten, Verwaltungsbehörden sowie 
bei anderen Anlässen des öffentlichen Lebens einer Gebärde-Dolmetscherln bedienen 
können; 
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6. - gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit dem lÄndern - für eine ausreichende 
finanzielle Unterstützung von Gehörlosen und Schwerhörenden Sorge getragen wird; 

7. Unter Beiziehung von Vertretern der Organisationen der Gehörlosen und 
Schwerhärenden sowie von ExpertInnen eine interministerielle Arbeitsgruppe 
eingesetzt wird. Diese Arbeitsgruppe soll untersuchen, welche Maßnahmen zugunsten 
Gehörloser und Schwerhörender ergriffen werden sollen. Hierüber ist dem Nationalrat 
bis zum 30. Juni 1994 ein Bericht zu erstatten. 

Am 16.2.1993 wurde mit Beschlußprotokoll Nr. 92 des Ministerrates die Federführung in dieser 
Angelegenheit dem BMGSK übertragen. 

,",'eitere Vorgangsweise: 

Von seiten des Bundesministeriums für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz wurden die in 
der Entschließung des Nationalrates angeführten sieben Punkte kompetenzmäßig folgenden 
Ministerien zugeordnet: 

ad 1) BMGSK 
ad2)B~K,B~S,B~F 
ad3)B~F 

ad 4) B~K, B~F, BMGSK 
ad 5) BKA, BMJ, BM für Föderalismus und Verwaltungsre­

form (VerbindungssteIle der Bundesländer) 
ad 6) BMF (Verbindungsstelle der Bundesländer) 
ad 7 BMGSK 

Zur weiteren Bearbeitung wurden zu einer ersten interministeriellen Besprechung am 7.6.1993 
alle betroffenen Ressorts in das BMGSK eingeladen. 

Interministerielle Arbeftsgruppe: 

Diese intenninisterielle Arbeitsgruppe hat als Arbeitstitel "Verbesserung der Lebenssituation von 
gehörIosen und schwerhörigen Personen in Österreich" gewählt. 

Zur umfassenden Bearbeitung der sieben in der Resolution geforderten Maßnahmen wurde 
folgende Arbeitsweise vorgesehen: 
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ad Punkt 1) Bildung einer Arbeitsgruppe zum Problemkreis "Mutter-Kind-PaD, Elternschulung, 
Mütterschulung, Elterninformation" unter Federführung des BMGSK in Zusammenarbeit mit dem 
BMUJF und BMAS sowie eventuell zuzuziehender Experten (Arbeitsgruppe Q. 

ad Punkt 2) Bildung einer Arbeitsgruppe zum Problemkreis "Schule, Erziehung und 
Lehrerausbildung" unter Federführung des BMUK unter Einbeziehung des BMGSK und des 
BMWF sowie Beiziehung von noch auszuwählenden Experten (Arbeitsgruppe II). 

ad Punkt 3) Das BMWF wird einen Bericht in Form einer Auflistung entsprechender 
Forschungsvorhaben vorlegen. 

ad Punkt 4) Bildung einer Arbeitsgruppe zur Bearbeitung einer "Regelung der Ausbildung für 
Dolmetscher für Gehörlose und Schwerhörende" unter Federführung des BMUK. 

ad Punkt 5) Bildung einer Arbeitsgruppe im Hinblick auf eine eventuelle "Änderung des A VG 
hinsichtlich Bezahlung von Dolmetschern für Gehörlose und Schwerhörende im Rahmen eines 
Verwaltungsverfahrens" unter Federführung des BKANerfassun~sdienst unter Einbeziehung des 
BMJ und der Verbindungsstelle der Bundesländer. 

ad Punkt 6) Kontaktnahme mit dem BMAS betreffend technischer Unterstützung. 

ad Punkt 7) Verfassung des Endberichtes aus den Ergebnissen der einzelnen Arbeitsgruppen sowie 
ministeriellen Stellungnahmen im Rahmen einer interdisziplinären und interministeriellen 
Arbeitsgruppe. 
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Ereebnisse zu den einzelnen Punkten der Entschließun~: 

ad Punkt 1: 

Ergebnis der Arbeitsgruppe I 

Inhalt 

I: Beschreibung des Ist-Zustandes 

1.) Früherkennung, Früherfassung 

2.) Möglichkeiten, Eltern auf eventuelle Hörstörungen ihrer Kinder Hinzuweisen 

3.) Möglichkeiten der ambulanten Frühförderung 

4.) Schulungsmöglichkeiten für Eltern hörbeeinträchtigter Kinder 

5.) Vorschläge wie eine Elterninformation über allfällige Hörstörungen beschaffen sein, zu 
welchem Zeitpunkt abgegeben bzw. von wem angeboten werden sollte: 

ll: Schlußfolgerungen bzw. Empfehlungen 

1. Früherfassung 

Entwicklungsps)'chologischer Exkurs zur Begründung einer frühen 
Diagnosestell ung 

2. Frühförderung 

3. Öffentlichkeitsarbeit, Elterninformation 

Zusammenfassende Empfehlungen 

q 
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I: Beschrejbun2 des Ist-Zustandes 

Die Erhebung über den derzeitigen Ist-Zustand in den Ländern zu oben 
eIWähnten Themen hat folgendes Ergebnis gebracht: 

Eine systematische, lückenlose Früherkennung oder Früherfassung 
ist in keinem Bundesland derzeit realisiert. 

Das Burgenland und Vorarlberg führen jeweils Risiko-Kinder-Unter­
suchungsprogramme durch. Im Burgenland werden die Eltern aller 
Risiko-Neugeborenen (prä-, peri- postnatal) im Alter von 4 Monaten 
zu einer Untersuchung eingeladen, die auch eine Messung der 
Hörbeeinträchtigung miteinschließt. Ca. 90% der Eingeladenen 
nehmen die Untersuchung wahr. Nicht früh erfaßt bzw. erkannt 
werden Säuglinge, deren Eltern der Untersuchungseinladung nicht 
nachkommen sowie (Risiko-)Geburten, die in einem anderen 
Bundesland erfolgen. 

In Vorarlberg melden alle geburtshilflichen Abteilungen Risiko­
kinder an den Arbeitskreis für Vorsorge- und Sozialmedizin, der zu 
einer Untersuchung innerhalb der ersten drei Lebensmonate einlädt. 
Mit der Diagnose werden auch die erforderlichen therapeutischen 
Schritte eingeleitet. Die im Burgenland eIWähnten Einschränkungen 
gelten auch für Vorarlberg. 

Oberösterreich bemüht sich um ein systematisches Screening aller 
Neugeborenen. Von seiten des Landes wurden Mittel für den Ankauf 
von 10 Geräten (ALGO 1 plus) zur Verfügung gestellt, mit denen 
in der ersten Lebenswoche an geburtshilflichen Abteilungen 
Hörscreenings (Hirnstammaudiometrie) durchgeführt werden. 

Seit Jänner 1994 wird dieses Neugeborenenscreening an 7 geburts­
hilflichen Abteilungen (2 in Linz, weitere in Steyr, Vöcklabruck, 
Bad Ischl, Gmunden und Schärding) durchgeführt; in Oberösterreich 
gibt es 17 geburtsbilfliche Abteilungen. Die Geräte werden vom 
Land kostenlos zur Verfügung gestellt, die Betriebskosten bzw. 
Untersuchungskosten müssen allerdings vom Spitalserhalter getragen 
werden, möglicheIWeise der Grund dafür, daß die Nachfrage nicht 
den Wünschen bzw. EIWartungen des Landes entspricht. (Bisherige 
Erfahrungen: Bei einem Screening an 1.200 Neugeborenen waren 98% 
definitiv ohne Hörschäden; von den restlichen 2% mit Hörschäden 
waren 3 Kinder schwer hörgeschädigt). Auch Kärnten bietet ab 
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Frühjahr 1994 ein Screening von Risikokindern in den ersten 
Lebenstagen an, vorerst nur im LKH Klagenfurt. Die Steiermark hält 
ein Neugeborenenscreening an Geburtsstationen im Rahmen des 
Mutter-Kind-Passes für wünschenswert, nachdem ALGO 1 plus in einem 
Krankenhaus getestet und in seiner Anwendbarkeit arn Neugeborenen 
"außerordentlich gut" bewertet werden. Auch aus Salzburg wird der 
Wunsch nach einem generellen Hörscreening bei Neugeborenen (mit 
ALGO 1 plus) berichtet. 

In vielen Bundesländern gibt es Einrichtungen oder Zentren zur 
Früherkennung, häufig an HNO-Abteilungen, die teilweise neben der 
diagnostischen Abklärung auch therapeutische Schritte einleiten. 
Auch Mütterberatungsstellen sowie mobile Beratungsdienste und die 
Mutter-Kind-Paß Untersuchung werden als Einrichtungen zur 
Früherkennung genannt, ebenso wie die Hörscreenings im Kinder­
garten und der Schule. 

Der Mutter-Kind-Paß sieht derzeit folgende Untersuchungen zur 
Früherkennung einer Hör- und Sprachstörung vor: Im Rahmen der 
normalen Kindesuntersuchungen "reagiert auf Reize" in der 4.-6. 
Lebenswoche; "Reaktionen auf Geräusche" (3.-5. Lebensrnonat); 
"imitiert Sprachlaute" sowie "sozialer Kontakt gut" im 7.-9. 
Lebensmonat. Im gleichen Zeitraum ist eine spezifische 
HNO-Untersuchung mit einem detaillierten Frageschema und der 
Erhebung eines Hals-Nasen-Ohren-Status vorgesehen. Im 10. bis 14. 
Lebensmonat wird neuerlich im Rahmen der normalen Kindesunter­
suchung die Sprachentwicklung abgefragt, ebenso im 22.-26. 
Lebensmonat, wo zusätzlich auch noch Verhaltensauffalligkeiten und 
ein Ohren-, Trommelfellbefund erhoben werden. Dies gilt auch für 
die Untersuchungen im 34.-38., sowie 46.-50. Lebensmonat. 

Die Mutter-Kind-Paß-Untersuchung im 7. bis 9. Lebensmonat zur 
Früherkennung von Hörbeeinträchtigungen wurde teilweise kritisch 
bewertet. 

Zitat: "Leider zeigt die Erfahrung, daß auch hochgradige 
Hörstörungen häufig erst im Vorschul-, ja sogar erst im Schulalter 
diagnostiziert werden, nachdem die Kinder zum Teil massiv ver­
haltensauffallig geworden sind bzw. als minderbegabt galten." Als 
Gründe werden einerseits die zu geringe Sensibilisierung der 
Untersucher als auch die teilweise mangelhafte apparative 
Ausstattung der allgemein- bzw. kinderärztlichen Praxen genannt. 

Ein Bundesland erwähnt, daß Hörbeeiträchtigungen an der Klinik zu 
ca. 95%, von HNO-Ärz1en zu ca. 60% erkannt werden. Erweiterungen 
der Mutter-Kind-Paß-Untersuchungen werden vorgeschlagen. 

In der Regel sind es die Eltern, die den ersten Verdacht auf eine 
Hörstörung ihres Kindes äußern. In den Berichten wird anekdotisch 
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darauf hingewiesen, wie manche Ärzte auf den Verdacht reagieren 
("wird sich schon auswachsen", "nicht alle Kinder entwickeln sich 
gleich") sodaß unverantwortlich viel Zeit zwischen Verdacht und 
tatsächlicher Diagnose verstreicht. 

Aus einem Bundesland wird berichtet, daß das Erfassungsalter 
hochgradig hörgeschädigter Kinder derzeit bei mindestens 18 
Lebensmonaten liegt. 

Eine Untersuchung aus Wien bestätigt diese Berichte. Bei Kindern 
mit an Taubheit grenzender Schwerhörigkeit (Hörverlust über 90 dB 
HL) wurde der erste Verdacht durchschnittlich im 15. Lebensmonat 
geäußert, im 21. Lebensmonat bestätigt und nach weiteren 2 Monaten 
die Überweisung an ein Pädaudiologisches Zentrum durchgeführt. Die 
Kinder waren somit bei Beginn entsprechender therapeutischer 
Schritte im Durchschnitt 2 Jahre alt. Bei hochgradig schwerhörigen 
Kindern (Hörverlust 60-90 dB HL) sowie Kindern mit mhtelgradiger 
Hörstörung (Hörverlust 30-60 dB HL) waren die Werte noch un­
günstiger, d.h. die Kinder waren noch älter zum Zeitpunkt der 
Diagnose und Überweisung an das Pädaudiologische ~ntrum (1). 

Niederösterreich berichtet, daß im Kindergartenjahr 1992/9317.220 
Kinder überprüft und bei 1.389 Kindern, daß sind 8 %, 
Auffälligkeiten festgestellt wurden. 

Aus der Steiermark wird berichtet, daß bei einer Untersuchung 
an 12.000 Kindern in der 1. Klasse Volksschule 1.000 Hörauffällige 
festgestellt wurden. 500 Eltern nahmen die Empfehlung zu einer 
fachärztlichen Abklärung wahr. 300 Befunde zeigten die 
Notwendigkeit einer intensiven Behandlung und Betreuung. 

Neben Bemerkungen zur mangelhaften EfflZienz der Mutter-Kind-Paß­
Untersuchungen wird auch darauf hingewiesen, daß die Diagnose 
einer allfälligen Hörstörung im 7.-9. Lebensmonat zu spät 
angesetzt ist. Vorgeschlagen werden eine bessere und intensivere 
Schulung der Ärzte über die Ärztekammer, sowie die Herausgabe 
genauerer bzw. detaillierterer Untersuchungskriterien für eine 
mögliche Hörschädigung für die untersuchenden Ärzte. 
Weiters sollten Verdachtsmomente im Rahmen der Vorsorgeuntersuchungen des 
Mutter-Kind-Passes eine unmittelbare Weiterverweisung an einen HNO-Facbarzt oder 
an eine HNO-Klinik bzw. an Hörgeschädigten-
Fachberatungsstellen konsequent zur Folge haben, da dies nicht in 
allen Bundesländern der Fall ist. 

1) 'rillt. l .• ILI.: Die FNbcrkemNDJ kiDdlicber H~: 
SDc aktueUe ADIlyec. AudioI. AkuItilt sm 
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2.) Mö~lichkeiten. Eltern auf eventuelle HörstönlD~en ihrer J<jnder 
hinzuweisen: 

Derzeit gibt es in keinem Bundesland ein flächendeckendes 
Informationssystem, das Eltern vor einer allfalligen Diagnosestel­
tung für alWillige Hörbeeinträchtigungen sensibilisiert. 

Merkblätter oder Fragebögen für Eltern werden im Rahmen der 
Neugeborenen-Screening-Programme bzw. nach der Diagnose der Hörbe­
hinderung individuell von der diagnostizierenden Stelle an diese 
abgegeben. Dariiberhinaus werden Elternschulen, 
Schwangerengymnastik, Geburtsvorbereitungskurse und die Elternbe­
ratungsstellen als Informationsvermittler genannt. 

3.) Mö~lichkeiten der amhulanten Frühförderun~: 

In den meisten Bundesländern bestehen diesbezügliche Spezialein­
richtungen, wenngleich nicht überall in ausreichender Anzahl bzw. 
mit dem erforderlichen Personalstand, sodaß nicht alle Kinder, die 
einer Friihförderung bedürfen, diese auch erhalten. Burgenland und 
Steiermark weisen ausdriicklich auf den Mangel entsprechender 
Fachkräfte hin, obwohl zum Beispiel gemäß burgenländischem 
Behindertengesetz deren Leistungen zur Gänze bezahlt werden 
können. Einige Bundesländer bieten auch ambulante Frühförderung im 
Rahmen von Hausbesuchen an. Dominierende Methoden der Früh­
förderung scheinen Methoden zur Sprach-und Hörerziehung zu sein. 
Nur Salzburg und die Steiermark erwähnen ausdrücklich auch die 
lautsprachbegleitende bzw.lautsprachunterstützende Gebärde. 

4.) SchulungsmÖglichkeiten fÜr Eltern hörbeeinträchtjgter J<jnder; 

Diese erfolgen in der Regel durch die jeweiligen Behandlungsteams 
mit der Zielrichtung der bestmöglichen Förderung für das Kind, 
bzw. um den Eltern ein aktives und fachlich kompetentes Erzie­
hungsverhalten zu ermöglichen. 

Daneben werden auch zusätzliche Informationsveranstaltungen er­
wähnt, in denen Sachinformationen wie z.B. Zugang zu Förderungs­
maßnahmen, Informationen über technische Hörhilfen, ete. gegeben 
werden. In Salzburg und der Steiermark werden auch Gebärdenkurse 
für Eltern angeboten. Die Steiermark beklagt, daß die angebotenen 
Schulungsmaßnahmen von den Eltern nicht in ausreichendem Maße ge­
nutzt werden. Die Bedeutung der Eltern-Selbsthilfegruppen wird 
hervorgehoben. 
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5,) VOrschlä~e wie eine Elterninformatjon Über allfalljie HÖrstörunien 
beschaffen sein , zu welchem Zeitpunkt ab~e~eben bzwI von wem an~e­
boten werden sollte: 

Der Wunsch nach einer InformationsbroschÜre für Eltern wurde von 
allen Bundesländern geäußert; Salzburg erwähnt, daß an einem dies­
bezüglichen Konzept gearbeitet wird, die Steiermark bat einen Ent­
wurf beigelegt. Als Begründung für diesen Wunsch werden die der­
zeit "zu bohen Dunkelziffern", "die unzureichende Erfassung der 
Hörschäden" oder die "viel zu späte Diagnose" genannt. Mit genauen 
Anleitungen zur Eigenbeobachtung, mit genormten und offiziell an­
erkannten Elternfragebögen sowie einschlägigem Adressenverzeichnis 
erhofft man sich eine frühere Diagnosestellung. 

Zum Zeitpunkt und der Art der Verteilung werden unterschiedliche 
Vorschläge gegeben. Einige regen an, die Broschüre als Beilage zum 
Mutter-Kind-Paß zu verteilen. Andere meinen, sie sollte von den 
geburtshilflichen Abteilungen abgegeben werden und eine zu­
sätzliche Distribution über praktische Ärzte, HNO-Fachärzte, Kin­
derärzte erfolgen bzw. auch in Elternberatungsstellen und Bezirks­
gesundheitsämtern aufliegen. 

D: Schlußfolgerungen bzw. Empfehlungen 

1, Früherfassuni: 

Eine systematische, lückenlose Erfassung von Kindern mit prä-, pe­
rl- und postnatalen Hörschäden während der ersten Lebensmonate ist 
derzeit in keinem Bundesland realisiert. 
Die Risiko-Kinder-Programme in Vorarlberg und Burgenland kommen diesem Ideal 
zwar am nächsten, setzen aber voraus, daß die Eltern der Einladung 
zur Untersuchung auch nachkommen. 

Der Wunsch bzw. die Forderung nach einer neuen Methode der Früher­
fassung resultiert nicht zuletzt daraus, daß trotz 
Mutter-Kind-Paß-Untersuchung nach wie vor Hörstörungen zu spät 
entdeckt werden und die HNO-Untersuchung im 7.-9. Lebensmonat als 
zu spät angesetzt kritisiert wird. 

Ein Neugeborenen-Screening an geburtshilflichen Abteilungen würde 
alle Spitalsgeburten erfassen, ist aber derzeit nur in Oberöster-
reich ansatzweise realisiert, wobei seitens des Landes ein flä­
chendeckendes Programm angestrebt wird. Diese Methode der Früher­
fassung wird mehrfach als die geeignetste erwähnt und wäre der Ri-
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siko-Geburten-Untersuchung auch deshalb vorzuziehen, als der Pro­
zentsatz an Hörstörungen bei Risikogeburten zwar absolut gesehen 
höher liegt als bei Nicht-Risiko-Geburten, die absolute Anzahl von 
Hörstörungen bei Nicht-Risiko-Geburten aber gleich hoch ist. Das 
heißt, es werden Kinder mit Hörstörungen geboren, die nicht als 
Risikogeburten definiert sind. Bei einem allgemeinen 
Neugeborenen-Screening ist allerdings zu bedenken, daß als Konse­
quenz auf einen nichtbestandenen Screening-Test innerhalb von 3 
Monaten ein weiterer Screening-Test notwendig wäre und bei neuer­
licher Auffälligkeit eine Zuweisung an eine Fachabteilung mit päd­
audiologischer Einrichtung nach sich zieht. Dadurch wären die Ka­
pazitäten dieser Spezialuntersuchungseinheiten für Hörgestörte, 

die diese Untersuchung tatsächlich benötigen, blockiert. Das Neu­
geborenen-Screening an den Geburtshilfestationen könnte außerdem 
zu einer Verlängerung des Krankenhausaufenthaltes der MuHer 
führen. 

Da ein allgemeines Neugeborenen-Screening aus den erwähnten sowie 
Kosten- und Kapazitätsgrunden nicht praktikabel erscheint, wird 
vorgeschlagen, bei Neugeborenen mit erhöhtem Risiko für 
Hörstörungen eine pädaudiologische Untersuchung zu veranlassen. 
Dies wäre im Mutter-Kind-Paß zu vermerken. Weiters wird 
vorgeschlagen, die dzt. im Mutter-Kind-Paß für das 7. - 9. 
Lebensmonat vorgesehene HNO-Untersuchung auf das 3. - 5. 
Lebensmonat vorzuverlegen und durch einen HNO-Facharzt vornehmen 
zu lassen. Die fachärztliche Untersuchung wird deshalb empfohlen, 
weil die Erstellung eines exakten Ohruntersuchungsbefundes nur 
durch speziell ausgebildete und ausgestattete Fachärzte 
gewährleistet ist. 

Das Untersuchungsprogramm sollte in Anlehnung an die vom Obersten 
Sanitätsrat vom 15.1.1994 formulierten Empfehlung erfolgen. 

Bei positivem Befund ist eine urunittelbare Weiterverweisung an 
Spezialambulanzen zu fordern, um eine FIÜhversorgung und 
Frühförderung zu gewährleisten. 

Zusätzlich erscheint es sinnvoll, die Ärzte vermehrt für mögliche 
Hörstörungen zu sensibilisieren. 

Entwicklun~spsychQJo~ischer Exkurs zur BeWinduD~ einer frühen 
Dja2nosestellyn 2: 

Obwohl bereits Neugeborene auf Unterschiede von Schallreizen rea­
gieren können, ist dies in der Regel nur dann der Fall wenn ein 
"biologischer Zweck" vorliegt. Wahrnehmungen im Sinne eines bewuß­
ten Aufnehmens von Reizen setzen Differenzierungsprozesse voraus, 
die jenseits des Neugeborenenstatus liegen. 
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Ab 

Um das 3.-4. Lebensmonat ist eine aktive Einstellung der Sinne -
vor allem des Gehör- und Gesichtssinnes - auf Umweltreize zu beob­
achten. 

Der Säugling beginnt aufmerksam zu schauen und zu lauschen, die 
Leistungsfähigkeit des Gehörs steigert sich, auch feinere 
Unterscheidungen werden jetzt wahrgenommen. Diese Zuwendung zu 
Geräuschen ist verbunden mit der Eigenproduktion von Gehörein­
drücken, wie Lall-Laute oder Gebrauch von geräuscherzeugenden 
Gegenständen (z.B. Rasseln). Diese Differenzierung der höheren 
Sinne dient nicht nur der Wahrnehmung der Außenwelt, sondern 
fördert auch die erste, wenngleich noch einfache Wirklichkeits­
erkenntnis und das Wiedererkennen als Ursprung des Gedächtnisses 
(Anfang der Gedächtnisentwicklung im Sinne der Fähigkeit, Bewußt­
seinsinhalte aufzubewahren). 

Gerade die spontane Sprechproduktion ("Lallmonologe") ist nicht 
nur wichtig für das Lernen von Neuem (am bedeutungsleeren Lallen 
übt das Kind gleichzeitig sein Ohr und seine Sprachmotorik), es 
trainiert auch seine Intelligenz, weil es nachahmt, und es 
differenziert seine Gefühle und Antriebe, weil diese mit den 
Orientierungsfunktionen eng zusammenhängen. 

Die Zuwendung zur Außenwelt - einerseits zur mitmenschlichen Welt 
als Grundlage für soziale Bezüge, andererseits zur Sachwelt -
dient der Formung und Übung des sensomotorischen Apparates, der 
Wahrnehmung, des Gedächtnisses sowie der ersten primitiven Denk­
vorgänge ("Werkzeugdenken") und somit der ersten Gliederung der 
Wirklichkeit. Da diese Entwicklungsphase vor dem Alter des 
Spracherwerbes liegt, wird verständlich, daß zu spät dia-
gnostizierte Hörstörungen zu emotionalen und kognitiven Ent­
wicklungsbeeinträchtigungen des Kindes (sekundäre Behinderungen) 
führen können, auch wenn das sprachliche Vermögen durch 
entsprechende Förderung im Kleinkindalter durchaus noch 
zufriedenstellend geschult werden kann. 

Der Früherkennung ist somit hohe Priorität einzuräumen, damit 
Maßnahmen zur Frühförderung bereits in den ersten Lebensmonaten 
einsetzen können. Die derzeit in Österreich zu spät erfolgende 
Diagnose läßt massive Sekundärbehinderungen entstehen, die 
vermeidbar wären. 
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2. Frühförderun~: 

Die Frühförderung ist durch geeignete (d.h. dem Bedarf und der 
notwendigen personellen Ausstattung entsprechende) Beratungs- und 
Frühförderungsstellen sicherzustellen. Sie erfordert die 
interdisziplinäre Zusammenarbeit von Ärzten, Heilpädagogen, 
Sonderpädagogen, Logopäden und Hörgeräteakustikern. Diese 
Zusammenarbeit scheint jedoch noch nicht überall selbst­
verständlich zu sein. 

Die Erarbeitung von verbindlichen Richtlinien wäre empfehlenswert 
und die Einrichtung von sonderpädagogischen Frühförderstellen, in 
denen neben der Förderung zur Hörerziehung, Sprachentwicklung und 
des Sprachverständnisses auch eine Förderung der psychosozialen, 
kognitiven und sensomotorischen Fähigkeiten unter Einbeziehung von 
lautsprachunterstützender Gebärde und Schulung der Eltern erfolgt. 
Eine "Hausfrühförderung" im frühen Kindesalter ist zweckmäßig. 

Maßnahmen der Frühförderung werden sich sinnvollerweise sowohl auf 
das Kind als auch auf die Eltern beziehen und sollten auf das 
Ausmaß der kindlichen Hörstörung bzw. auf die durch entsprechende 
Methoden akth'ierbaren Hörreste abgestimmt sein sowie die Fähig-
keiten und Ressourcen der Familie berücksichtigen, die dafür 
notwendigen Aufgaben zu übernehmen. 

In erster Linie ist darauf Bedacht zu nehmen, daß das Kind - und 
später der Erwachsene - in einer hörenden Umwelt lebt. Der 
sprachlichen Verständigung und dem Verständnis für Sprache ist 
demnach hohes Augenmerk zu schenken und diese entsprechend zu 
schulen, auch wenn keine Hörreste vorhanden sind, um die 
Integration nicht zu behindern. 

Daneben ist aber auch die kognitive und emotionale Entwicklung der 
Kinder, durch entsprechende Mimik und Gestik unterstützt, zu 
fördern, da bei gehörlosen oder nahezu gehörlosen Kindern der 
"Gefühlshaushalt" der Stimme mit der Lippenbewegung allein nicht 
übermittelt werden kann und zudem das Lippenablesen der Worte samt 
deren kognitiver Verarbeitung und Einordnung des stimmungsmäßigen 
Bedeutungsgehaltes (z.B. warnend, fragend, nachdrücklich) eine 
Überforderung des Kindes darstellen kann (Gefahr des 
"autistischen" Rückzuges). Die Unterweisung in einer sprachge­
stützten Gebärde für Eltern ist in diesen Fällen nicht nur zweck-
mäßig, sondern auch notwendig. 

Eine Kommunikation ausschließlich in der Gebärdensprache mit 
eigener Grammatik und Syntax ist auch bei vollständig ertaubten 
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Kleinkindern abzulehnen, weil es das Verstehen der Schriftsprache 
erschwert, wenn nicht verunmöglicht, diese Kinder später von der 
geistigen Teilnahme an der hörenden Umwelt ausschließt (z.B. Lesen 
und Verstehen von Zeitungen, Büchern) und sie in extreme Abhängig­
keit von Dolmetschern, Fürsorgern etc. bringen würde. Die derzeit 
noch immer vorhandene Ablehnung einer lautsprachbegleitenden 
Gebärde ist jedoch genauso problematisch, weil die emotionale und 
intellektuelle Entwicklung durch Lautsprache allein in der Regel 
nicht in ausreichendem Ausmaß gefördert werden kann. 

Die beste Spracherziehung kann das fehlende Gehör nicht ersetzen, 
wohl kann aber entsprechendes Training der anderen Sinne vieles 
von dieser Behinderung kompensieren. 

Den gegenwärtigen "Sprachschulenstreit", der nur zur Verun­
sicherung der Eltern beiträgt, gilt es zu beenden. Jedes Kind ist 
seiner Behinderung, aber auch seinen Fähigkeiten entsprechend zu 
fördern. Dafür sind Einrichtungen mit interdisziplinärem Fachper­
sonal zu schaffen, eine nur oder vorwiegend logopädische Förderung 
greift im Kleinkindalter zu kurz. 

Die medizinische Rehabilitation ist durch begleitende Maßnahmen zu 
ergänzen, die auch psychische Belastungen berücksichtigen. 

Die Frühförderung muß auf die Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit 
abgestellt sein und nicht auf das Training einzelner Funktionen. 
Ausgangspunkt ist der Entwicklungsstand des betroffenen Kindes 
unter Berücksichtigung des Ausmaßes der Hörbehinderung. 

Die Förderungsangebote sind gemäß des Entwicklungsstandes zu 
modifizieren, der durch objektive Verfahren (fests im nicht-
verbalen und verbalen Intelligenzbereich, Entwicklungstests, 
sprachbezogene Tests, projektive Testverfahren etc.) von Zeit zu 
Zeit festzustellen ist. Erfahrungen im Ausland zeigen, daß die 
schulische und berufliche Leistungsfahigkeit von Gehörlosen oder 
hochgradig schwerhörigen Kindern nicht von ihrer Primärbehinderung 
abhängt, sondern von den ihnen zuteil gewordenen ganzheitlich 
orientierten Förderungsmaßnahmen. Ziel der Frühförderung ist neben 
der ganzheitlichen Entwicklung des Kindes die seiner Behinderung 
bzw. seinen Kompensationsmöglichkeiten entsprechende Empfehlung 
zum Besuch der für das Kind geeignetsten Schule. 

Der von vielen Eltern aus verständlichen Gründen geäußerte Wunsch 
nach Besuch einer Regelschule ist nicht immer als optimale Lösung 
für das Kind selbst anzusehen. Besonders bei stärkerer 
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Hörbeeinträchtigung soll der Besuch einer Spezialschule, vor allem 
jedenfalls im Grundschulalter, als gleichwertiges Angebot in 
Betracht gezogen werden. 

In diesem Zusammenhang muß erwähnt werden, daß es den Eltern sehr 
schwer fallt, die Behinderung ihres Kindes an- und daher auch 
wahrzunehmen. Diese Verdrängungsmechanismen sind verständlich, 
tragen aber letztlich dazu bei, daß die Behinderung vergrößert 
wird bzw. zu Sekundärbehinderungen führt. 

3. Öffentlichkeitsarbeit. Elterninfounatjon: 

Da in der Öffentlichkeit vielfach kein Verständnis für die multi­
faktoriellen Erscheinungsbilder einer hochgradigen Hörbehinderung 

besteht, wäre hier entsprechende Öffentlichkeitsarbeit zu leisten, 
die neben Aufklärung über Gehörlosigkeit oder Gehörbehinderungen 
(auch im späteren Alter) zusätzlich Informationen über das 
richtige Verhalten gegenüber Hörbehinderten miteinschließt und 
Verständnis für diese Behinderung mit ihren Begleiterscheinungen 
weckt. 

Ein größeres Verständnis der Bevölkerung gegenüber Hörbe­
hinderungen und ihren Auswirkungen würde es Eltern hörbehinderter 
Kinder auch leichter machen, diese Behinderung anzunehmen und auch 
den betroffenen lGndern die Möglichkeit geben, sich trotz Be­
hinderung als "vollwertige" Menschen zu fühlen. 

Eine Elterninfounation als Begleitbroschüre zum Mutter-lGnd-Paß 
ist aus psychologischen Gründen abzulehnen, denn werdende Eltern 
sollten nicht bereits vor der Geburt mit allfälligen Behinderungen 
ihres lGndes konfrontiert werden. Die Verteilung dieser von allen 
Seiten gewünschten Elterninformation an den geburtshilflichen 
Abteilungen erscheint hingegen überlegenswert, ebenso wie eine 
Verteilung bei der vorverlegten HNO-Mutter-Kind-Paß-Untersuchung 
durch den HNO-Facharzt. 

Diese Information sollte neben Risikofaktoren und 
Verdachtssymptomen auch einen Elternfragebogen mit Anleitung zur 
Eigenbeobachtung des Kindes enthalten. Sie sollte auch über die 
psychologische Bedeutung, in einer "stillen Welt" leben zu müssen, 
aufklären. Denn den Eltern die Taubheit ihres Kindes nur als 
Unvennögen zur adäquaten Sprachentwicklung zu erklären und zu 
glauben, daß das lautsprachliche Training diesen Defekt beseitigen 
kann, birgt nicht nur die Gefahr, das Kind besonderen Stressbe-
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lastungen auszusetzen, sondern darüber hinaus erlebt sich das Kind 
dadurch schon früh als "nicht normal". Die Bedeutung von Mimik und 
Gestik als ursprüngliche Verständigungsmittel und zur 
Veranschaulichung affektiver Prozesse sowie Sicherung kognitiver 
Inhalte müßte daher den Eltern genauso einsichtig gemacht werden, 
wie die Notwendigkeit zur Sprech- und Ableserahigkeit. 

Zusammenfassende Empfehlungen: 

1. Die Mutter-Kind-Paß-Untersuchungen sind abzuändern, um die 
Früherkennungsrate zu erhöhen. 

2. Die Öffentlichkeitsarbeit über die Besonderheiten dieser 
·Behinderung ist waluzunehmen. 

3. Spezielle Elterninformation in den ersten Lebensmonaten ist 
sicherzustellen. 

4. Für geeignete Frühförderung ist Sorge zu tragen. 
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ad Punkt 2: 

Ergebnis der Arbeitsgruppe II 

I n haI t 

A) .in1ei tende Bemerkungen und Begriff8k1irung 

a) Die verschiedenen Grade der Hörbehinderungen 
b) Unterscheidung von lautsprachorientierten und laut 

sprachfrernden yisuellen Kommunikationssystemen 

B) Prüherfaaaung und pr(ihf~rderung 

a) Screeninguntersuchung im SAug1ingsalter 
b) Errichtung eines Frühförderzentrums 
c) Hörbehindertenlehrer in der Frühförderung 

C) Schulbereich 

Cl) Schu1eingangabedingungen 

a) Interdisziplinäre Einschulungsberatung 
b) Eingangsdiagnose und Förderungsempfehlung 
c) Erstellung eines standardisierten Aufnahme- und Überprü­

fungsverfahren 
d) Einrichtung einer Beobachtung- und Diagnosephase im 

Schuleingangsbereich 
e) Vorbereitungs lehrgang für Lehrer an allgemeinen Schulen 

C2) Schulorganiaation 

a) VerlAngerung der Schulzeit 
b) SonderpAdagogische Zentren 
c) verbesserung von individuellen FOrde~Oglichkeiten 
d) Primat der Methode gegenüber dem Primat der Schulorgani­

sation 

C3) Lehrplan 

a) Überarbeitung der Lehrpläne 
b) Berücksichtigung besonderen FOrderbedarfs 
c) Methodenvielfalt 
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C4) Sachaufwand 

a) Optimierung der Hörgeräteversorgung 

b) Festlegung eines Ausstattungsstandards 
c) Schulbuchausstattung 

d) Erarbeitung eigener Unterrichtsmaterialien 

CS) Personelle Ausstattung und interdisziplinire Zu-
sammenarbeit 

a) Verankerung interdisziplinärer Zusammenarbeit 
b) Regelmäßige Hörgerätewartung 

c) Absicherung von Nebenleistungen 

D) Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

a) Status Besuchsschullehrer 

b) Erweiterung der Ausbildung 

c) Ausreichende Fortbildungsveranstaltungen zum Thema "Hör­
behindertenpädagogik lt 

B) Berufsorientierung Berufsvorbereitung und be-
rufliche Bingliederung 

a) Installierung sonderpädagogischer Förderung an berufs­
bildenden Schulen 

b) Gezielte Berufsinformation 
c) Vorbereitung für die berufliche Integration 

Zusammenfassung 
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Zusammenfassung der Ergebnisse des Arbe! tskreises 

Im Bntschließungsantrag des Nationalrates vorn 28.1.1993 

über die Petition Nr 36 betreffend die Anerkennung der Ge­
bärdensprache Gehörloser in Österreich wurde die Bundesre­

gierung ersucht, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit die Le­

benssituation von gehörlosen und schwerhörenden Personen in 
Österreich verbessert wird. Eine interministerielle Arbeits­
gruppe (Koordination: Bundesministerium für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz) sollte unter Beiziehung von 
Vertreterinnen und Vertretern der Organisationen der Gehör­

losen und Schwerhörenden sowie von Expertinnen und Experten 
untersuchen, welche Maßnahmen zugunsten Gehörloser und 

Schwerhörender ergriffen werden sollen. Darüber ist dem Na­
tionalrat bis zum 30.Juni 1994 ein Bericht zu erstatten. 

Die beim Bundesministerium für Unterricht und Kunst einge­

richtete Arbeitsgruppe war laut Entschließungsantrag zur Un­

tersuchung jener Maßnahmen beauftragt, die die Lebenssitua­
tion von gehörlosen und schwerhörenden Personen in Öster­
reich insbesondere dadurch verbessern, "daß in der Erziehung 
und Ausbildung von Gehörlosen und Schwerhörenden - entspre­

chend wissenschaftlicher Erkenntnisse - je nach den Anlagen 
des Kindes die jeweils beste Förderung und integrative Ent­
wicklung gewährleistet wird; sei es mit maximaler apparati­

ver Unterstützung und Ausbildung in Lautsprache, sei es un­
ter Einschluß anderer mit Gebärde arbeitender Kommunika­
tions~steme, wie Gebärdensprache oder lautsprachbegleitende 
Gebärde". 

Das Hauptaugenmerk war somit auf die jeweils beste Förderung 
in Verbindung mit einer integrativen Entwicklung im Sinne 
einer sozialen Integration entsprechend den Zielsetzungen 

der 15. Novelle zum Schulorganisationsgesetz zu richten. 
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Al linlei tende Bemerkungen und Begriffaklärunq 

a) Die verschiedenen Grade der HÖrbehinderungen 

Die in der HÖrbehindertenpädagogik und auch im Entschlie­
ßungsantrag verwendeten Begriffe "gehörlos", "schwerhÖrend", 

"schwerhörig" etc werden oft in unterschiedlichen Bedeutun­

gen verwendet. Mit dem Europäische Parlament (Entschlie­
ßungsantrag Zl EP 1988,8) könnte man die etwa 80.000 "Gehör­
losen" - besser Hörbehinderten - in Österreich einteilen 

rin die 1eichtgradigen, mitte1gradigen (30 - 60 dB Hörver-
J1ust ) und hochgradigen (60 - 90 dB Hörverlust) sowie resthö­

rigen (über 90 dB Hörver1ust - mit und ohne Lautsprachkompe­
tenz) SChwerhörigen, die Taubstummen und die Ertaubten. Der 

Widerspruch, daß "Gehörlose" in der Diktion des Europäischen 
Parlaments über Hörvermögen verfügen, wurzelt im englischen 

Originaltext bzw dessen deutscher Übersetzung. Statt "gehÖr­
los" sollte hier besser der Oberbegriff "hörbehindert" ver­

wendet werden. 

Als eigentlich gehörlos wäre hingegen jene Gruppe Hörbehin­
derter zu bezeichnen, deren Hörfähigkeit in verbindung mit 
den sonstigen persönlichen Fähigkeiten so vermindert ist, 
daß keine ausreichende Lautsprachkampetenz erlangt werden 

konnte. Gehörlosigkeit kann semit nicht "ein für allemal" 
bzw rein meßtechnisch diagnostiziert werden. Sie liegt viel­

mehr erst dann vor, wenn trotz hOrgerichteter Frühförderung 
und trotz kompensatorischer Anstrengungen die Hörreste nicht 

so weit aktiviert werden konnten, daß der Hörbehinderte eine 

ausreichende lautsprachliche Kompetenz erwerben konnte. Die 

Spätertaubten eingerechnet sind in Österreich etwa 77.000 
Hörbehinderte lautsprachkampetent und ca 3000 Hörbehinder­
te wirklich gehörlos bsw nicht mehr lautapraehkompe-
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tent (vor dem Petitionsausschuß genannte Daten), laut Mikro­
zensus Untersuchung 1986 scheinen 389.000 hörgeschädigte Per­

sonen auf, wovon - die lautsprachkompetenten Hörbehinderten 
wie zB die Spätertaubten eingerechnet - 7000 Personen (oder 

0,1 % der Gesamtbevölkerung) "taub" sind (Statistische Nach­
richten 1987 Heft 10). 

b) unterscheidung yon lautsprachorientierten und lautsprach­

fremden yisuellen Kommunikationssystemen 

Sprachen können akustische Zeichensysteme (Laut sprachen) oder 
optische Zeichensysteme ("Gebärden" und die streng davon zu 
unterscheidenden "Gebärdensprachen") sein. Bei mittel-oder 
hochgradig Schwerhörigen verwendet man häufig ein die Laut-

. sprache unterstützendes Anzeigesystem, zB das Phonem Manual 
System (PMS) bzw das Fingeralphabet. Bei hochgradig und laut­

sprachlich geförderten resthörigen Kindern wird Mimik und Ge­

stik unterstützend eingesetzt. 

Kinder, bei denen eine lautsprachliche Förderung alleine nicht 
ausreichend erscheint, bedürfen visueller xommunikationsy· 

steme. Hierbei ist zwischen solchen, die lautsprachlichen 
Strukturen folgen und solchen mit einer lautsprachfremden Syn­
tax streng zu unterscheiden: 

- Die lautsprachbegleitende Gebirde (LBG) und die 

lautsprachunterstützende Gebärde (LOG): 

Sie folgen der Grammatik der Lautsprache mit all ihren 

Deklinationen, Konjugationen und Präpositionen. 

- Die Gebirden8prachen (zB Deutsche und 6sterrei= 

chisehe Gebirdensprache DGS und 6GS): 

Sie können dagegen als Fremdsprachen angesehen werden 
und folgen einem völlig eigenständigen, laut= 

8prachfremden System. 
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Die Deutsche Gebärdensprache (DGS) ist nicht gebärdetes 
Deutsch, sondern nach Wort-, Begriffs-, Satz- und Zeichen­
struktur eine eigenständige Sprache "mit einem eigenen Lexi­
kon und einer eig~nen Grammatik, die beide nicht deckungs­

gleich mit der deutschen Lautsprache sind" (Klaus Schulte, 

Gehörlosenbildung mit DGS!?, villingen 1993). 

Die lautsprachorientierten Gebärden (lautsprachbegleitende 
Gebärde LBG und lautsprachunterstützende Gebärde LUG) ebnen 
den Hörbehinderten die Kommunikation sowohl in der Welt der 
Gehörlosen als auch der Hörenden. Überdies wird der Zugang 
zum Lesen und damit zur selbständigen Wissensaneignung ermög­
licht. Die verwendung von Gebärdensprachen mag dagegen zwar 

.i die Kommunikation der Hörbehinderten untereinander erleich-

. tern, verstärkt aber auch die Minderheitenbildung und die Ab­

hängigkeit von Dolmetschern. 

In der Erziehung gehörloser Kinder sollte zum Schutz der in­
tegrativen Entwicklung nur die lautsprachbegleitende oder die 
lautsprachunterstützende Gebärde (LBG oder LUG) zum Einsatz 

gelangen. Die Integration in die Welt der Hörenden muß über 
die Schule erfolgen, die Integration in die Welt der Gehörlo­

sen über die Gehörlosenverbände. Für die gehörlosen (nicht 
lautsprachkompetenten) Schüler kann nur lautsprachbegleitende 

Gebärde und lautsprachunterstützende Gebärde (LBG und LUG) 
als sonderpädagogisch gerechtfertigte ErsatzzeiChensprache 

angesehen werden, weil sie den deutschen lautsprachlichen 
Strukturen folgt. Die "österreichische Gebärdensprache" (da­

mit ist nicht LEG/LUG gemeint) ist hingegen eine Fremdsprache 
und kommt aus diesem Grund als Unterrichtssprache nicht in 
Frage. Für den schulischen Bereich steht daher im Rahmen der 

Methodenvielfalt nur der hörgerichtete Unterricht für Schüler 

mit Lautsprachkompetenz und die verwendung der Gebärde (LUG 
bzw LEG) für Schüler ohne Lautsprachkompetenz zur Auswahl, 

nicht aber eine Sprache, die zu einer Abkopplung von unserer 
Schriftsprache führt und damit jede Integration erschwert. 
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B) PrÜberfassunq und PrÜbfÖrderunq 

Unabhängig vorn Methodenstreit sind alle Teilnehmer einheit­

lich der Meinung, daß entscheidende verbesserungen im Früh­
förderbereich möglich sind und daran größtes schulisches In­

teresse besteht, weil auch die beste schulische Förderung 

frühere Versäumnisse nicht mehr aufholen kann. Eine gezielte 

akustische Stimulation verbessert bzw aktiviert die Hörfähig­
keit. Es kommt darauf an, möglichst früh Hörreize zu bieten. 
Fehlen diese Reize, können sich neuronale Strukturen nicht 

.. ausreichend entwickeln bzw ihre Funktion unwiederbringlich 

verlieren. Spätere Förderung etwa in der Grundschule trifft 
dann auf ein degeneriertes Hörsprachsystem, das trotz größter 
Mühe erfahrungsgemäß nur geringe Erfolge zuläßt. Von der In­
tensität dieser Früh- bzw vorschulförderung hängt daher der 
weitere Ausbildungserfolg des Kindes entscheidend ab. Aus 

diesem Grund sieht sich die Arbeitsgruppe daher gezwungen, 

auch ohne eigentliche Zuständigkeit grundlegende Verbesserun­
gen in diesem Bereich einzufordern. 

Vorscbläge: 

a) Screeninguntersuchung im Säuglingsalter 

Hörschäden sollten durch "Screening" in der ersten Lebenswo­
che des Kindes erfaßt und die Entwicklung der Hörfähigkeit 
(sofern möglich und sinnvoll, dh unter Rücksichtnahme auf Zu­
satzbehinderungen) durch eine optimale lautsprachorientierte 
Frühförderung gesichert werden. 

Es zeigt sich immer wieder, daß die Kinder zu spät mit Hörge­

räten versorgt werden. So vergehen zwischen dem Verdacht auf 
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eine Hörschädigung durch den HNO- Arzt und der Hörgerätever­
sorgung in der Regel zwei Jahre (untersuchung Prof Türk 

1994) • 

b) Errichtung eines FrühfOrderzentrums 

Es sollte ein Frühförderzentrum möglichst in organisatori­
scher, räumlicher und personeller verbindung zur Hörbehin­
dertenschule und in enger Zusammenarbeit mit dem Gesund­
heitswesen sowie Einbindung von Ärzten, Pädagogen, Psycholo­
gen, Sozialarbeitern und Audiologen errichtet werden. Diese 

Institution hat auch eine ~assende Beratung der Eltern zu 
,rsichern, sodaß sie sich für die optimale Methode der Früh-
f 

( 

förderung entscheiden können. Das Frühförderzentrum sollte 
ferner Eltern während ihrer Einbindung in die laufende Früh­

förderung von 0 bis drei Jahren anleiten und beraten. Ferner 
hat das Frühförderzentrum die Aufgabe, die Betreuer in Hör­
behinderten- bzw Integrationskindergärten zB durch Ausbil­

dung zu unterstützen. Schließlich ist die optimale Versor­
gung mit Hörgeräten durch qualifizierte Hörgeräteakustiker 

sicherzustellen. 

c) HOrbehindertenlehrer in der FrühfOrderung 

Eine wirksame therapeutische Hilfe bei Hörerziehung und 
Lautspracherwerb in den ersten Lebensjahren erscheint auf­
grund personeller und organisatorischer Schwierigkeiten der­
zeit nicht gewährleistet. Die Behandlung (Hörerziehung, 
Sprachtherapie) hörgeschädigter Kinder durch spezifisch aus­

gebildete Hörbehindertenlehrer auf Grund ärztlicher Ver­
schreibung (Ausweitung des § 135 Abs 1 Z 1 lit b ASVG auf 

besonders qualifizierte Hörbehindertenlehrer) könnte die 

FrühfOrderung auf eine ausreichende personelle Basis stellen 

und würde außerdem eine nahtlose verbindung zur späteren 

schulischen Förderung ermöglichen. Dadurch könnte dem indi­

viduellen Förderbedarf eines Kindes besonders gut Rechnung 
getragen werden. Wenn es gelingt, die Zuständigkeitsprobleme 
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zwischen den verschiedenen Kostenträgern abzuklären, könnte 
trotz der organisatorischen Trennung von Frühförderbereich 
und Schule eine kontinuierliche Betreuung hörbehinderter 
Kinder erreicht werden. Dies käme besonders Kindern zugute, 

die später integriert werden und auf begleitende Betreuung 

angewiesen sind. 

Cl Schulbereich 

Cl) Schuleingangsbedingungen 

Derzeit wird die Schulreife eines Kindes primär auf der Ba­

sis eines informellen Prüfungsverfahrens festgestellt. Für 
Hörgeschädigte gibt es keine verbindlichen besonderen 
Richtlinien bzw Diagnoseverfahren. Es gibt jedOCh für jedes 
Kind verschiedene pädagogische, psychologische und ärztli­
che Gutachten. Nach den Vorschriften des Schulpflichtge­

setztes sind die Eltern über den zweckmäßigsten Schulbesuch 
zu beraten. Von ihren Entscheidungen hängt es ab, welchen 

SChultyp das Kind besucht. 

vorschlAge: 

a) Interdisziplinäre Einschulungsberatung 

Eine interdisziplinäre Einschulungsberatung sollte durch 

ein unabhängiges Frühförderzentrum erfolgen. Im Rahmen der 
Feststellung des sonderpädagogischen FOrderbedarfs wären 

die Eltern über die verschiedenen MOglichkeiten der FOrde­

rung zu informieren. Ein unabhängiges Frühförderzentrum, 

dem das Kind und dessen Eltern über einen längeren Zeitraum 
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bekannt sind, kann dazu wertvolle Hilfestellungen leisten. 

b) Einsanssdiagnose und FÖrderunssempfehluns 

Die Eingangsdiagnose und die Förderungsempfehlung (Fest­
stellung des sonderpädagogischen Förderungsbedarfs zB nach 

RTS, HIT, Testbatterie van Uden etc) sollte durch eine zen­
trale DiagnosesteIle (z.B.Frühförderzentrum) unter Einbe­
ziehung der Hörbehindertenschule erfolgen. Hierbei wäre die 
Zusammenarbeit mit der HNO - Klinik zu gewährleisten. 

c) Erstelluos eines standardisierten Aufnahme- und ÜbekPrü­
funssyerfahren 

' FUr Kinder, die nicht im Frühförderzentrum betreut werden, 

sollte ein standardisiertes Aufnahme- und Überprüfungsver­
fahren bzw eine "Checkliste für Schulleiter" erstellt wer­
den. Gleichzeitig sollte eine Beratung und Empfehlung für 
Eltern unter Offenlegung der verschiedenen Fördermäglich­
keiten erfolgen, wobei besonders der in der FrühfÖrderung 

verwendeten und für den Schulbereich anerkannten Methode 
(dazu Pkt F lit b) Rechnung zu tragen ist. 

d) Einrichtuns einer BeObachtung- und Diagnosepbase im 

Schuleinsanssbereich 

Bei nicht einschätzbaren Kindern sollte eine dreirnonatige 
Beobachtungsphase im Eingangsbereich vorgesehen werden kön­

nen. 

e) yotbereitunsslehrgans fÜr Lehrer an allgemeinen Schulen 

Die in der Normalschule mit der Integration befaßten Lehrer 
sollten verbindlich in einem vorbereitungslehrgang (etwa im 

Rahmen eines Seminars am PädagogiSChen Institut) mit den 

besonderen Problemen eines behinderten Kindes in der Klasse 

vertraut gemacht werden. 
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C2) Schulorganisation 

Die unterschiedlichen Kompetenzen in der Frühförderung 
einerseits und die schulische Betreuung andererseits kön­
nen zu isolierter Betreuung führen, ohne aufeinander auf­
bauende Betreuungsrnaßnahmen zu gewährleisten und verursa­
chen damit für die Eltern evtl. diskrepante Förderempfeh­
lungen und Unsicherheiten. Als besonderes Problem ist da­
bei anzusehen, daß die schulorganisatorischen Vorschriften 
häufig nicht ermöglichen, auf die bisherigen Maßnahmen der 
Frühförderung bzw. die dort angewendeten Methoden ausrei­
chend Bezug zu nehmen. 

Die SChulorganisatorischen Maßnahmen haben eine möglichst 
VOllständige Erfassung hörgeschädigter Kinder sicher zu 
stellen. Dabei ist auf alters- und behinderungsmäßige Dif­
ferenzierung zu achten. Durch die allgemeinen Bemühungen 
um Schulintegration werden frühgeförderte hörgeschädigte 
Kinder ohne Zusatzbehinderung in zunehmenden Ausmaß nicht 
mehr Sonderschulen besuchen, sondern in die Regelschule 
integriert werden. 

VorschlAge: 

a) VerlänserunS der Schulzeit 

Durch das eingeschränkte Hörvermögen und die Verknüpfung 
von Wissensvermittlung und Sprachunterricht ergibt sich 
für hörgeschädigte Kinder ein größerer Bedarf an Lernzeit. 

),( 
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Für gehörlose Kinder wird diesem Umstand teilweise durch 
die erhöhte Stundenanzahl im Pflichtgegenstand Deutsch ent­
sprochen. Um die Schulleistungen insgesamt zu verbessern, 
sollte jedoch der Bildungsgang an den Hörbehindertenschulen 
~sgesamt um 1 Jahr verlAngert werden, was zweckmäßiger für 
den Grundschulbereich vorzusehen wAre (z.B. durch Einbin­
dung der Vorschulstufe oder Dehnung der 4-jährigen Volks­
schule). Im allgemeinen gilt, daß eine Förderung umso wir­
kungsvoller ist, je früher sie einsetzt. 

b) SondehPAdaSQsische Zentren 

Durch die Neuordnung der sonderpädagogischen Förderung, die 
sich allenfalls durch die Entstehung von SPZ ergibt, müssen 
die im SchOG verankerten unterschiedlichen FördermOglich­
keiten für Schwerhörige und Gehörlose erhalten bleiben. 

Die bei den Behinderungen erfordern einen grundlegend ande­
ren methodisch-didaktischen Aufbau. Es sollte auf keinen 
Fall zu einer Vermischung kommen. 

c) Verbesserung yon indiyiduellen FÖrdermÖgljcbkeiten 

Wenn die Ausbildung des hörbehinderten Kindes zusätzlich 
erschwert wird (z.B. sensorische Integrations störung , Dys­
praxie) ist eine Kleingruppe oder eine Einzelförderung 
aringend notwendig. 

Besonderes Augenmerk sollte der Förderung spezifischer 
Schülergruppen, wie zB der cochlearimplantierten Kinder ge­
schenkt werden. Sie sollten durch zusätzliche Angebote etwa 
in Hör- und Spracherziehung besonders gefördert werden kön­
nen mit dem Ziel, sie später in die Schwerhörigen- oder Re­
gelschule eingliedern zu können. 
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d) Primat der Methode gegenüber dem Primat der Schulorgani­

sation 

Ein differenzierteres Eingehen auf Lernvoraussetzungen der 
Schüler erfordert, daß mehr als bisher die Methodenvielfalt 
im Lehrplan berücksiChtigt wird. Die damit einhergehenden 
organisatorischen Konsequenzen bedeuten zB, daß es möglich 
sein sollte, Parallelklassen nach unterschiedlichen Metho­
den zu unterrichten. Die Klassenbildung nach der verwende­
ten bzw gewünschten Methode bringt zwar ökonomische Proble­
me mit sich, bietet jedoch mehr Zufriedenheit. 

C3) Lehrplan 

Die Lehrpläne eines Schulwesens enthalten die grundlegenden 
Aussagen über Bildungsziele, Lehrstoff und Unterrichtsme­
thoden. Sie beeinflussen daher entscheidend die konkrete 
Unterrichtsarbeit und die Bildungslaufbahn der Kinder. Da­
her muß auch jeweils der Einsatz unterschiedlicher Kommu­
nikationsforrnen oder sonderpädagogischer Erfordernisse be ­
gründet und festgelegt werden. 

VorschlAge: 

a) Überarbeitung der LehhP1äne 

Dem Lehrplan sollte ein Abschnitt angefügt werden, in wel ­
chem die Spezifika und die didaktischen Methoden der 
SChwerhOrigen- und der GehOrlosenpAdagogik nach den Er­
kenntnissen der Arbeitsgruppe formuliert werden. Mehr als 
bisher sollte die Methodenvielfalt, zB für HOrbehinderte 
ohne Lautsprachkompetenz akustische sowie lautspracho-
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rientierte visuelle Kommunikationsmittel wie lautsprachbe­
gleitende Gebärde und lautsprachunterstützende Gebärde 
(nicht aber die lautsprachfremde Gebärdensprache) im Unter­
richt berücksichtigt werden. 

~i Unklarheiten über die Lernvoraussetzungen der Schüler 
und damit die anzuwendende Methode sollte im Lehrplan eine 
dreimonatige Beobachtungsphase vorgesehen werden. 

b) Berücksichtigung besonderen FOrderbedarfs 

Pro hörbehindertem Kind sollte mindestens eine Wochenstunde 
zusätzliche Einzeltherapie durch spezifisch ausgebildete 
Hörbehindertenlehrer gesichert sein. 

c) Methodenyielfalt 

Die Gebärdensprache ist eine wichtige Kommunikationsrn6glich­
keit erwachsener Gehörloser untereinander und psychosoziale 
Realität. Es muß aber zwischen einern pädagogischen Konzept 
in der Kindererziehung und den Lebensbedingungen erwachsener 
gehörloser Menschen unterschieden werden. Der medizinisch 
erwiesene Zusammenhang zwischen Hörerziehung und Erlangung 
der Hörfähigkeit (Manfred Heinernann, Lautsprache oder "Deut­
sche Gebärdensprache" als Erstsprache bei "gehörlosen" Kin­

dern?) führen zur Forderung einer lautsprachlichen Früher­
ziehung. Hingegen würde Förderung der Gebärdensprache von 
Kindesbeinen an in die Isolation führen. Dies widerspricht 
dem Arbeitsauftrag des BMUK, wonach das Hauptaugenmerk auf 
die iDtegrAtiye IDtyickluDg zu richten ist. Wenn sich 

während der Frühförderung herausstellt, daß eine ausreichen­
de Lautsprachkompetenz nicht mehr erhofft werden darf, bie­
ten sich immer noch das Cochlear-Implantat oder ein visuel-
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les Kommunikationssystem (LBG bzw LUG) an. Die Integration 

in die Welt der Hörenden muß über die Schule erfolgen, die 

Integration in die Welt der Gehörlosen über die Gehörlo­
senverbände. 

Pür den schulischen Bereich steht daher im Rahmen 
der Methodenyielfalt nur der hörgerichtete Onter­

richt für Schüler mit Lautsprachltompetenz und die 
Verwendung der Gebärde (LOG bzw LBG) für Schüler 

ohne Lautsprachkompetenz zur Auswahl, nicht aber 
eine Sprache, die zu einer Abkopplung vom Deut­

schen führt. 

Die Zulassung eines Freigegenstandes "Gebärdensprache" in 
Gehörlosenschulen ist im Lehrplan vorgesehen, und kann für 

ältere Schüler einen etwaigen Übergang in die Gehörlosen­

gemeinschaft unterstützen. ÖGS oder andere nicht auf der 
Lautsprache aufbauende Gebärdensprachen sollten erst nach 

der Festigung eines lautsprachäquivalenten Zeichensystems 
für eine Kommunikation erwachsener Gehörloser untereinan­

der herangezogen werden. 

Beim sogenannten "bilingualen System" wird die Proble­
matik gesehen, daß eine Lautsprache mit einer nicht laut­

sprachkonformen Gebärdensprache vermischt wird, was zur 
alleinigen Dominanz der Gebärdensprache und zu einer gra­

vierenden Beeinträchtigung lautsprachlicher (Früh-) förde­

rung führen kann. Das Konzept der Bilingualität hat den 
Nachteil, daß es sich in Wahrheit um eine Bikanalität (ein 
akustischer und ein optischer Kanal) handelt, bei welcher 

der akustische Kanal durch die Behinderung vollkommen un­

terdrückt wird. Theorien über die Verträglichkeit eines 
lautsprachlichen mit einem gebärdensprachlichen Zeichensy­

stern sind ohne praktischen Wert, weil es infolge der Domi-
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nanz der Gebärdensprache zu Interferenzen gar nicht erst 
kommt. 

Nach einer relativierenden Ansicht könnte älteren Schülern 
' ohne Risiko für die Lautsprachentwicklung auf freiwilliger 

~asis Kurse über Gebärdensprache angeboten werden • 

• 
Der Argumentation, die Österreichische Gebärdensprache 
(ÖGS) möge staatlich als Unterrichtssprache anerkannt wer­
den, man solle die (lautsprachfremde) Gebärdensprache zu­
nächst als Basissprache so gut wie möglich entwickeln und 
dann eine Zweitsprache mit lautsprachlichen Strukturen ver­
mitteln, kann wegen der angeführten Nachteile nicht beige­
pflichtet werden. 

C4) Sachaufwand 

Für die Hörgeschädigtenpädagogik ist eine optimale prothe­
tische Versorgung und technische Ausstattung von zentraler 

Bedeutung. Nach der Erstausstattung durch das Gesundheits­
system ist eine regelmäßige Kontrolle der Hörgeräte während 
des Schulalters durch qualifizierte Hörgeräteakustiker not­
wendig. 

Das Erfordernis einer ständigen veranschaulichung und För­
derung der Begriffsbildung bedingt einer besonders reich­
haltigen Ausstattung mit Lehrmitteln und audio·visuellen 
Hilfsmitteln. 

Vor8chlAge: 
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a) Optimierung der HörgeräteyersQrgung 

Nicht jedes Hörgerätefabrikat ist für jeden Hörbehinderten 
gleichermaßen geeignet. In Österreich sind die Hörgeräteaku­
stiker einer Firma verpflichtet und versQrgen alle Kinder an 
einer Klinik mit den Geräten einer Herstellungsfirma. In An­
betracht der komplizierten Technik ist die Ausbildungszeit 
viel zu kurz und es gibt nicht einmal eine Lehrausbildung. 
Daher wird die EinriChtung eines Ausbildungslehrganges für 

Hörgeräteakustiker in Anlehnung an die fünf jährige Fachhoch­
schulausbildung in Deutschland, zumindest aber die Durchset­
zung eines Lehrberufes bzw einer Spezialisierung eines be­
reits bestehenden Berufes (zB Nachrichtentechniker) gefor­
dert. Die Techniker sind sodann freiberuflich und ohne be­
sondere verbindung zu einem Hersteller tätig und können mit 
dem Kind verschiedenste Hörgeräte ausprobieren, um eine op­
timale Hörgeräteversorgung zu erzielen. Nur so kann die ge­
rade in der Frühförderung entscheidende Stimulation des Ge­
hörnervs gewährleistet werden. 

b) Festlegung eines Ausstattungsstandards 

Um nicht durch Zuwarten auf technische Neuerungen eine Nach­
rüstung überhaupt zu verhindern, sollte ein gewisser Aus­
stattungsstandard festgelegt werden. Dabei sollte es sich um 
einen dem technischen Fortschritt jeweils anzupassenden Ka­

talog der Mindestausstattung einer Hörbehindertenschule mit 
hörbehindertentechnischen Hilfen (inSbesondere spezielle 
EinriChtungen zur Audiometrie und zur optimalen Hörgerätean­
passung), mit spezifischen Lehr- und Lernmittel sowie mit 
baulichen EinriChtungen handeln (Vorbild: Neubau der Schwer­
hörigenschule Wien). Die Adaptierung und Renovierung dieser 
schulischen Mindesteinrichtungen muß sichergestellt werden. 

c) Schulbuchauestattung 

Die Übernahme geeigneter behinderungsspezifischer ausländi-
scher Unterrichtswerke in die Schulbuchaktion erscheint 
zweckmäßig, weil spezifische Bücher in Österreich weitgehend 
fehlen. 
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38 

d) Erarbeitung eigener Unterrichtsmaterialien 

Die Erarbeit ung eigener Unterrichtsmaterialien sollte fi-, 
nanziell gefördert werden. 

es) Personelle Ausstattung und interdisziplinäre 

Zusammenarbeit 

Eine erfolgreiche Ausbildung hörgeschädigter Kinder erfor­
dert ein interdisziplinäres Zusammenwirken verschiedener 

Fachleute. Daher muß eine übergreifende Diagnostik durch 

Heranziehung eines PSYChologen nach einem schülerbezogenen 

Schlüssel ebenso gewährleistet werden wie ein spezifisches 
Testmaterial und ein eigener Diagnoseraurn. Viele dieser 

Einrichtungen können im Rahmen des integrierten Frühförd­
erzentrums geschaffen werden. 

VorschlAge: 

a) Verankerung interdisziplinärer Zusammenarbeit 

Für eine erfolgreiche Unterrichtsarbeit ist eine Unter­
stützung durch die regelmäßige Zusammenarbeit mit Allge­
meinmedizinern, HNO - Fachärzten, Audiologen, PSYChologen 

und Sozialarbeitern notwendig. 

b) RegelmAßige Hörgerätewartung 

Es muß eine enge Zusammenarbeit mit firmenunabhängigen 
Hörgeräteakustikern (zB Absolventen des mehrjährigen 
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AUsbildungslehrgangs zum Hörgeräteakustiker in der EU oder 
Heranbildung eines geeigneten Fachmanns) zur optimalen 
Versorgung mit Hörgeräten verschiedenster Provenienz ge­
währleistet sein. 

c) Absicherung yon Ngbenleistuogen 

Beratung, Supervision und Konsultation von Spezialisten 
sowie die Erstellung von Erst- und Begleitdiagnosen sind 
Belastungen für Lehrer, für die ein entsprechendes Zeit­
budget zur Verfügung gestellt werden muß. 

D) Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

Die LehrtAtigkeit eines H6rbehindertenlehrers ist hochspe­
zifisch und die Ausbildung hat daher mannigfaltige zusätz­
liche Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln. Dabei ist 
insbesondere auf eine intensive praktische Ausbildung Wert 
zu legen. Da nur wenige einschlAgige Schulen für die prak­

tische Ausbildung zur Verfügung stehen, kommt es zu kon­

zentrierten Belastungen für die unterrichtenden Lehrer. 

Vorschläge: 

a) Status Besuchsschullehrer 

Die Lehrer an Hörbehindertenschulen sollten den Besuchs­
schullehrerstatus erhalten können. Die Belastungen für Be­
suchsschullehrer sind angemessen aufzuteilen und auch ent­
sprechend abzugelten. Für die praktische Ausbildung ist 

von den Leitern der Hörbehindertenschulen eine Modifikati­
on des Ausbildungskonzeptes auszuarbeiten. 

b) Erweiterung der Ausbildung 
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Die Ausbildung soll hinsichtlich der Artikulation, der 
spezifischen CI-Therapie und der Gebärde für Gehörlosen­
lehrer erweitert werden. In Entsprechung des EWR-Abkommens 
soll auf Ausbildungsformen in der Europäischen Union 
(Hochschulstudium für Hörbehindertenlehrer) unter dem 

Aspekt gegenseitiger Anerkennung Rücksicht genommen wer­
~en. 

c) Ausreichende Fottbi1dungsyeransta1tungen zum Thema 
"HÖrbehindettenpädagosik" 

Das Angebot an Fortbildungsveranstaltungen erscheint nicht 
ausreichend, die Bildungsfreistellung kollidiert häufig 

i' mit anderen Interessen. Die pädagogischen Institute aller 
Länder sollen ein bestimmtes Stundenausrnaß für Fortbil­
dungsveranstaltungen zum Thema Hörbehindertenpädagogik zur 
Verfügung stellen (ca 15 Stunden pro Semester), insbeson­
dere für Lehrer im Integrationsbereich. Fortbildungsveran­
staltungen sollen länderübergreifend angeboten werden kön­
nen (Dienstreiseauftrag an Lehrer). Hörgeschädigtenlehrern 
muß der Besuch qualifizierter Fortbildungsveranstaltungen 
auch im Ausland ermöglicht werden. In Österreich sollten 
adäquate veranstaltungen durch Übernahme der Gesarntkosten 
ausländischer Referenten angeboten werden können. In be­
gründeten Fällen soll eine Fort- und Weiterbildung auch 
länger als 5 Tage dauern dürfen. Gehörlosenlehrer sollten 
ergänzend die Bedarfsangebote ÖGS und Gehörlosenkultur 
wahrnehmen können. 

E) leruflorientierunq - leruflyorbereitunq und be­

rufliche linqliederunq 

WAhrend im Pflichtschulbereich eine sonderpädagogisehe 
Förderung sichergestellt ist, ist eine Betreuung hörge­
sChädigter Schüler in den wichtigsten Bereichen der beruf­
lichen Bildung nicht systematisch geregelt. Gerade in 
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diesem Lebensabschnitt erfolgt jedoch eine Weichenstellung 
für die soziale und berufliche Integration. 

VorschlAge: 

a) Installierung sonde~dagogischer FÖrderung an berufs­
bildenden SChulen 

Die Aufrechterhaltung der Betreuung im Bereich der weiter­
führenden Schulen und der Berufsschulen durch Beratung der 
dortigen Lehrer, Supervision der Schüler, Therapiestunden­

angebot, Stützlehrer und Integrationslehrer sollte sicher 

gestellt werden. Behindertenspezifischer Förderunterricht 
muß in ausreichendem Umfang möglich sein. 

b) Gezielte Berufsinformation 

Zweckmäßig wäre die Erstellung von Anforderungsprofilen von 

weiterführenden Schulen und die Erstellung einer Liste von 

Berufen, die für Hörbehinderte geeignet sind. ,Auch sollten 
Brückenlehrgänge zur Vorbereitung der Aufnahmsprüfungen und 
verpflichtende Kooperationsprojekte mit Berufsschulen und 

weiterführenden Schulen eingerichtet werden. 

c) vOrbereitung fÜr die berufliche Integration 

Neben der Vorbereitung zur Bewältigung der Alltagsprobleme 

sollten die hörbehinderten Kinder gezielt mit den Schwie­

rigkeiten, die sie am Arbeitsplatz erwarten könnten, ver­
traut gemacht werden. 
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Zusammenfassung 

Der oben angeführte Maßnahmenkatalog ist eine Sammlung 
.realisierbarer verbesserungsvorschläge, deren Umsetzung 
t im Detail und unter Einbeziehung anderer zuständiger Res­
~orts weiter zu verfolgen wären. Das BMUK betrachtet da­

her nach einer Behandlung der Vorschläge im Nationalrat 
seine Entwicklungsarbeit nicht als abgeschlossen, sondern 
wird bestrebt sein, eine größtmögliche Umsetzung zu er­
reichen. 
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ad Punkt 3) 

Im Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung sind 
folgende einschlägige Projekte in Arbeit: 

PROJEKTE 

Institut für Erziehungswissenschaften Salzburg, 
Behindertenberatung der ÖH 
"Erhebung der Studiensituation Behinderter und chronisch Kranker an Österreichs 
Universitäten" 
Ende 1994: Endbericht 

IFF, (Interuniversitäres Institut für Forschung und Fortbildung), 
WISL (Werkstatt für interkulturelles und soziales Lernen) 
"Interaktionsformen multimedialen Lernens am Beispiel der Gebärdensprache 
Entwicklung eine Prototyps von Lernsortware rur die Gebärdensprache" 
Vertragsabschluß März 1994, Laufzeit zwei Jahre 

Weitere Projekte: siehe Tabelle ./. 
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BMWF 
Abteilung 1/8/14 
~ 

Projekte im Bereich Geb3rdensprache Einsatz; 
geplanter Einsatz 

1. Motivationsfilme "lebenszei- Fernsehfilme; derzeit nur im 

ehen" a 30 Min. Münchner Kabelfernsehen; ge-

(themenspezifische Einführung in plant auch Tele 5 (Sportfernsehen) 

die Gebärdensprache und die Welt Zielgruppe: alle an Kommunikati-

der Gehörlosen; Themen: Beruf, on mit Gehörlosen durch Gebärden 

Arbeitsplatz, Betreuung; Schule 

und Familie) 

Projektnehmer: Müller-Film 

Interessierte; Kommunikations­

möglichkeit mit Gehörlosen 

Entwicklungsstand 
Entwicklungsziel 

fünf Filme fertig 

1994/95 weitere fünf 

1995196 letzten fünf 

insgesamt 15 

Unterstützendes 
Ministeriumllnstitution 

BMAS in Kooperation mit 

dem bundesdeutschen ge­

meinnützigen Verein" Ar­

beitsgemeinschaft Behinder­

te in den Medien" 

2. Drei Kurzfilme zum Thema Inte­

gration a 15 bis 20 Min. 

Präsentation im Rahmen des öster- Endfertigung bis Herbst BMUK 

reichweiten Integrationssymposi- 1994 

Projektnehmer: ums im Herbst 1994; danach Verkauf 

Niki list, Christa Polster Zielgruppe: Integrations-Interes-

senten 
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Projekte im Bereich Geb3rdensprache 

3. Mediendidaktik und Gebärden­

sprache 

Entwicklung eines Software-Pro­

totyps zur ÖGS für Hörende (Basis 

Einsatz; 
geplanter Einsatz 

Obernahme des Prototyps durch 

geeignete Firma 

Serien fertig ung 

Zielgruppe: 

Klagenfurt Kurs) mit besonderer Ausbildung, Weiterbildung 

Berücksichtigung der Didaktik 

Projektnehmer: 

Univ.Doz. Dr. Baumgartner, 

Univ. Klagenfurt; WISL, Klagenfurt 

4. Weiterentwicklung des Schreibte- Zielgruppe: 

lefons mit PC·Hardwareent- heutige Schreibtelefonbenutzer 

wicklung 

Projektinteressent: Fortec, TU Wien 

5. lingusitische Analyse der Geb3r- wissenschaftliche Grundlagenar-

densprache beit zur ÖGS 

Projektnehmer: 

Univ.Doz. Dr. Dotter, Univ. Klagen­

furt 

~ 

Entwicklungsstand 
Entwicklungsziel 

Auftragsvergabe 

März 1994 

Abschluß Ende 1995 

in Planung 

in Bearbeitung 

Unterstützendes 
Ministeriumllnstitution 

BMWF,11/6 

Osterreichische National­

bank (1) 
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~ 
Projekte im Bereich Geblrdensprache Einsatz: 

geplanter Einsatz 
Entwicklungsstand 
Entwicklungsziel 

6. CD-ROM-interaktives Gebärden­

sprachlexikon 

Nachschlage-Instrument für Eltern, beantragt 

lehrer, gehörlose Kinder; Kontakt- Ende 1995 

MUDRA 

Projpktintpre~~pnt 

FISCHER-FILM 

7. Gehörlos: Unerhört 

personen von Gehörlosen 

Gebärdensprachdolmetscher 

a) Dokumentationsfilm Ober gehör- Sensibilisierung 

lose Welt-Insel der Gebärdenspre- Integration 
chenden ca. 45 Min. 

b) drei wissenschaftliche Filme fOr 

Multiplikatoren in Ausbildung von Aus- und Weiterbildung 
lehrende ä 60 Min. 

FISCHER-FlUt 

(Weitkongreß) 

beantragt 

bei der gemeinsamen 
Kommission von ORF 

und BMUK 

Status: Begutachtung 

Unterstützendes 
Ministeriumllnstitution 

eingereicht bei BMUK, 

BMAS, BMUJF, BM für Ge­

sundheit, BMWF; Hauptver­

band der Sozialversiche­

rungsträger 

BMUKIORF 
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ad Punkt 4) 

- Ausbj!dun~ von Lo~opädlnnen: Dazu stellt das Bundesministerium für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz fest: 
Die Ausbildungsverordnung zum Medizinisch-technischen-Dienst-Gesetz, in 

dem die Ausbildung von Logopädlnnen geregelt ist, ist seit 
8.10.1993, BGBl.-Nr. 678193, in Kraft. Darin ist die Ausbildung von 
Logopädlnnen in der Gebärdensprache im Lehrplan als Freigegenstand 
nicht vorgesehen, kann aber angeboten werden. , 
- Ausbildungsstätten für den 
Logopädisch-Phoniatrisch-Audiometrischen Dienst am 31. Dezember 
1992: 
4 Schulen, mit 6 Lehrgängen und insgesamt 94 Schülern (davon 89 
weiblich) sowie insgesamt 26 (davon 24 weiblich) Absolventen im 
Jahre 1992. 

-In den österreichischen Krankenanstalten waren am 31. Dezember 1992 
insgesamt 153 weibliche und 8 männliche Angehörige des 
Logopädisch-Phoniatrisch-Audiometrischen Dienstes beschäftigt. . 

(Iberapeutjnnen: Dabei handelt es sich vermutlich um eine 
Wiederholung, weil auch LogopädInnen unter diesen undefinierten 
Oberbegriff fallen.) 

- Ausbildun& von lehrerInnen und Dolmetscherlnnen: Dazu stellt das 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst fest: 

- Gebärdenkompetente LehrerInnen: Eine Ausbildung kann in 
ausreichendem Ausmaß als gewährleistet angesehen werden. Im 
Ausbildungsplan dieser Sonderschullehrerkategorie ist der Besuch 
eines Gebärdenkurses obligat. Einige Lehrerinnen haben sogar den 
Status der behördlich anerkannten Dolmetscherin. Die 
Ausbildungsrichtlinien stehen jedoch mit der grundlegenden päd. 
Orientierung in Zusammenhang, die derzeit primär auf die Ausbildung 
von Lautsprachenkompetenz abzielt. 

- DolmetscherInnen: Wesentlich für die Funktion und die Ausbildung 
von Dolmetschern ist eine Entscheidung über die Sichtweise der 
Gebärdensprache selbst. Diese könnte in zweierlei Hinsicht erfolgen: 
a) Gebärde als eigene Sprache im Sinne einer sprachlichen Minderheit 

(ÖGS - österr. Gebärdensprache) 
b) Gebärde als Hilfsmittel zur Verständigung, als spezielle 

Ausdrucksweise im Sinne von gebärdetem Deutsch 
(LBG-Iautsprachbegleitende Gebärde) 
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ad a) 
Für diese Sichtweise ist innerhalb des Schulwesens keine Ausbildung 
verankert. Die Gebärde wird meist in familiärer Tradition 
weitergegeben, eine Standardisierung oder Schriftform liegt derzeit 
nicht vor. In verschiedenen Projekten wird versucht, Vokabular und 
grammatische Strukturen zu erarbeiten. 
Bei dieser Sichtweise wäre es vorstellbar, eine Ausbildung zum 
Gebärdendolmetsch auf universitärem Niveau anzusiedeln (vergleichbar 
eine~ Ausbildung zum Diplomdolmetscher), sofem die Voraussetzungen 
dafür reichen. 

! 
adb) 
Wenn man von der Gebärde als spezieller Kommunikationshilfe 
gegenüber hörbehinderten Menschen ausgeht, wäre für alle 
Berufsgruppen zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein ausreichender 
Kenntnisstand auf dem Gebiet der lautsprachbegleitenden Gebärde 
zweckmäßig, weil diese Form der Gebärde manchmal als 
Yerständigungshilfe und Hilfe für den Erwerb der geschriebenen 
Sprache nutzbringend sein kann. 
Für den Lebensabschnitt nach der Schulausbildung erschiene eine 
Anbindung an die Akademien für Sozialarbeit zweckmäßig. Bei der 
Tatigkeit von Gebärdendolmetschem ist auch derzeit häufig eine 
Komponente der Sozialarbeit feststell bar, weil 
Übersetzungsleistungen bei den verschiedensten Alltagssituationen 
angesprochen werden. 

Für eine weitere Diskussion erschiene es zweckmäßig, verschiedene 
Institutionalisierungsformen im internationalen Vergleich zu 
untersuchen und einen Bezug zu den österr. Möglichkeiten 
herzustellen. Daraus lassen sich allenfalls auch nähere Angaben über 
Dauer, Lehrfonnen, Qualifikation der Lehrenden etc. ableiten. 

Für ein allfalliges Berufsfeld ist auch zu klären, welche Leistungen 
von möglichen Kostenträgern überhaupt finanziert werden, weil 
möglicherweise GesiChtspunkte des "Rehabilitationsmarktes" eine 
zusätzliche Dynamik verursachen. Hinsichtlich der aufgezeigten 
Umstände, erforderlichen Recherchen und allfälligen Konzepte sollte 
ein entsprechendes Forschungsvorhaben in Auftrag gegeben Werden. 
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Ergänzend dazu stellte das BMWF fest: 

Das Institut für Übersetzcr- und Dolmetscherausbildung der Universität Graz begann im SS 
90 mit dem pjJotprQjekt "Einführung der Gebärdensprache in das Sprachmittelstudium." Das 
Projekt ging von einem dreifachen Interesse aus: einem ~rachwissenschaft1jchen. dem 
Vergleich der Gebärdensprache und der Lautsprache als zwei Systeme mit medial 
unterschiedlicher Darstellungsform. einem päda~o~ischen. dem Beobachten des 
Umkoordinierungsvorganges und der Umsetzung der dabei gewonnenen Erkenntnisse für 
allgemeine Dolrnetschtechniken. vor allem die Notiztechnik. sowie einem sozialpolitischen. 
die Gebärdensprache als natürliches Spracbsystem in das Umfeld der normalen 
Kommunikation zu stellen. 

;' .... 

Da für die schrittweise Verwirklichung des Projektes ein zusätzliches Lehrangebot 
erforderlich ist. erhielt die Universität Graz in den Studienjahren 1990/91 und 1991/92. 
zuSätzlich zum Stundenkontingent für remunerierte Lehraufträge vier 
Semesterwochenstunden lit.a. (pro Studienjahr), für Lehrveranstaltungen im Bereich der 
Gehörlosen- und Gebärdensprache. Seit dem Studienjahr 1992/93 werden diese Stunden im 
Kontingent der Universität berücksichtigt . 

..i 
F~lgende LehrveranstaltyD~en wurden im WS 92/93 und im WS 93/94 angeboten: 

WS 92/93 
Grundkurs Gebärdensprache 2 St. 
Übungen zum Grundkurs 1 St. 
Gebärdensprachlicher Aufbaukurs 2 St. 
Gebärdensprachlicher Aufbaukurs 1 St. 
Konversatorium Gebärdensprache 2 St. 
Gebärdetes Deutsch und LBG 2St. 
Psychologie und Kultur der Gebärdensprachgemeinschaft 1 SI. 

WS 93/94 
Linguistische Grundlagen der Gebärdensprache 2 St. 
Gebärdensprache Grundkurs 2 St. 
Übung zum Grundkurs Gebärdensprache 1 St. 
Gebärdensprache Aufbaukurs 2 St. 
Gebärdensprache Aufbaukurs 1 St. 
Gebärdensprachliche Konversation für Fortgeschrittene 2 St. 
Lautsprachbegleitende Gebärden 2 St. 
Gebärdensprache Dolmetsch 

Diese Lehrveranstaltungen werden von zwei aktiveD Dolmetscher(inneD) UDd einer 
Gehörlosen gehalten, zudem bieten Gehörlosc(LektoreD) alternierend Lehrveranstaltungen 
zur Gehörlosenkultur und zur sozialpsychologischeD SituatioD von Gchörlosen an. Seitens des 
Instituts ist man bemüht, die ZusammeDarbeit mit deD GchörloseDverbaänden auszubauen 
und auch vermehrt Gehörlose in die AusbildUDg eiDzubindeD. 
Die Zielgruppen, die vom bisherigen Lehrangebot angesprochcD WUrdcD, sind: 
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a) Ordentliche und außerordentliche HörerInnen. die in irgend einer Form mit Gehörlosen zu 
tun haben 
b) Studierende, die aus Interesse an der Gebärdensprache die Kurse besuchen 
Bislang haben ca 250 Hörer das Lehrangebot in Anspruch genommen. 

Das Ziel des Pilotprojektes ist ein sukzessiver Aufbau eines universitären Curriculums für 
Gebärendsprachdolmetscher aus einem Dolmetschinstitut. Dabei stehen folgende 
Mö~lichkejten offen: . 
1) Das Studium für Gebärdensprache im Rahmen eines Schwerpunktes im Rahmen des 

Studiums der Studienrichtung Übersetzer- und Dolmnetscherausbildung. 
2) Ausreichende Ausbildung in der Gebärdensprache mit Übungen zum 

Gebärdensprachdolmetschen als Zusatz- oder Ergänzungsstudium. 
3) Ein zweisemestirges Propädeutikum für Gebärdensprache, wofür derzeit die rechtlichen 

Voraussetzungen noch nicht gegeben sind. 
4) Ein viersemestriger Hocbscbullebrgang (Cuniculum wird derzeit ausgearbeitet). Dafür 

müßte eine außeruniversitäre Finanzierung sichergestellt werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Pilotprojektes bildet die Veranstaltung von Kongressen und 
Workshops. 
Im Jahre 1990 wurde der Kon~reß "Sprechende Hände" veranstaltet, der ein ausgezeichnetes 
Echo in der Öffentlichkeit und in den Medien hervorgerufen hatte. Das Ziel des Kongresses 
war. das allgemein Verständnis für die Gebärdensprache und Probleme der Gehörlosen zu 
vertiefen und Grundinformation über den Stand der Verwendung und Erforschung der 
Gebärdensprache zu vermitteln. 
mit den Förderungs- und Sponsorengeldem, die bei der o.a. Veranstaltung eingespart werden 
konnten, wurden im Laufe der folgenden Jahre Workshops abgehalten. Dabei wurde versucht, 
a) einen Erfahrungsaustausch zwischen den aktiven Gebärdendolmetscher zu initiieren, 
b) in einfachen Übungen auch das Know-how der Lautsprachdolmetscher zu vermitteln, d.h. 

Erfahrungen im Bereich der Sprachmittlung auszutauschen 
c) Besonderheiten des Gebärdendolmetschens zu beobachten. zu analysieren und in eine 

allgemeine Dolmetschtheorie einzuarbeiten. 
Gerade diese Workshops haben sich sowohl für das Institut, als auch für die 
Gebärdensprachdolmetscher als äußerst fruchtbar erwiesen. 

Aufgrund der zahlreichen Aktivitäten im angesprochenen Bereich wurde dem Institut seitens 
des BMWF eine ganztägige BehjndertenplansteJle zugewiesen. 

Besonders eIWähnenswert ist, daß seit dem Herbst 1993 ein eigenes ERASMtlS Netz zur 
Gebärdensprache aufgebaut wurde. In diesem Netz sind u.a. die Universitäten Köln, 
Kopenhagen, Durham, Bristol sowie einschlägige Institutionen aus Italien, der Schweiz, 
Griechenland und den Niederlanden vertreten. 
Dieses internationale Austauschprogramm wird seitens der Studierenden und Lehrenden sehr 
rege in Anspruch genommen. 

Aufgrund des bisher gesagten ist ersichtlich, daß eine optimale Ausbildung, d.h. eine 
fundierte sprachliche Ausbildung erforderlich ist. Diese soll alle Elemente des 
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gebärdensprachlichen Dolmetschens (1t. sprachbegleitende Gebärden und Gebärdensprache) 
umfassen. 
Die Universität Graz leistet in diesem Bereich hervorragende Aufbauarbeit, es ist bereits 
gelungen die "Weichen" für die Zukunft zu stellen, sodaß nach Ansicht des BMWF die 
Anbindung (dieser Berufsausbildung) an andere Bildungseinrichtungen nicht erforderlich ist. 
Eine Vermischung des Dolmetschberufes mit dem Beruf eines Sozialarbeiters ist nicht im 
Sinne der Gehörlosen. 

5"1 
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ad Punkt 5) 

Bericht der Arbeitsgruppe des BKAIYD 

~r Vertaasunqldienat er.tattet ~er die Tit1qkeit der in der 
interministeriellen •• aprechun; 1m Bun~e.mini.t.rium rnr 
G.sundheit, .port und Itonsumantenachutz vom 7 • .1\mi 19t3 
.in;e •• tztan Vnterar~.its;ruppe betrettend eine Anderun; der 
Vertahrenagl.at,e hinsichtlich der •• Iahlunq der Dolmetacher 
tür Gahörlole un4 Schwerh6rende ~ei Gerichtan und 
VerwaltunqlbehOrden folqenden .erichtt 

1. yeIWa1tupg.y.rfahr.nage.ltc@j 

. 
Im lereich dea Verwaltunqsverfahr.na ll1t .ieh d1. derzeit 
,eltende Rechtsla;e hin.ichtlich der .erGckaichti;unq von 
Geh6rlo.en wie tOl9t zusammenfassen: 

Gemi! I 3ta Ab •• 1 AVG 1st dann, wann .ine Partei 04er eine zu 
vernehmende Per. on der deutschln Sprache nicht hinreiChend 
kund1;, taubstumm. taub pd er Itymm 1st, erforderlichentalls der 
der Beh6rda b.1q8ge~.na oder zur Verf~gunq atahende Dolmet.cher 
beizuziehen, wodurch die letei11;unq von Geh~rlo.ln in 
Vervaltunqlv.rfahren, für di. das AVG vilt, vewihrl.1.tet und 
auch die Poatullt1onsfäh1;keit von GehOrlosan ,eqeben 1st. 
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nie Xoaten für die Dolmetscher sind entsprechend den 
Vorschriften des I 76ff AVG ala Barauala;en zu verrechnen. 
Diese aind daher im allqemeinen von der Partei, 6ber deren 
Antra; das Verfahren .ingelei~et wurde, zu traqen. 

Um für die DurchfÜhrung des legist11chen VorhaDans, das AVG 
insoweit zu ervänzen, ·. da& die Xosten tür Gah6rlosandolmetscber 

. in Verwaltunglverfahr.n jedenfalls von der Behörde zu 
'übernehmen .ind, ausreichende empirische Grundlagen cu 
arlanqen, ersuchte der Verfa.sungadienst im Vorjahr alle 
Bundesministerien und alle Amter der Landesregierungen um 
Mitteilung, in wievielen Verwaltung.verfahren im jeweiligen 
Wirkungsbereich im letzten Jahr Gahörloaendolmetacher 
beigezogen wurden und wie oft die dadurch anfallenden Rosten 
vom Gehörlosen als Antre;steller zu bezahlen waren. Nach den 
eingegangenen stellunqnahmen belief sich die Zu~l der jihrlich 
von Bunäes- und Lanäesbeh6rden durchqeführten Verfahren, in 
denen GehÖrlo.endolmetscher beizuziehen waren, auf etwa 230, 
wo~ei die Geh6rlosen in den meisten Fällen keine G~~en zu 
bezahlen hatten. 

In diesem ZU5a~enhanq 1st zu ~edanken, daß die angegebenen 
Zahlen m6glicherweise nicht ;anz exakt sind, weil a1e nicht auf 
vorher angekündigter Beobachtung basieren und in manchen Fällen 
deshalb kein Gahörlosendclmetscher belgezogen wurde, weil die 
Gehörlosen zum ~eil die aog.nannte "Lippenlpr.che" verstehen, 
mit aChriftlicher Varatlndivung das Auslangen vefunden werden 
kennte oder oft auch Verwandte des GahOrlosen als Dolmetscher 
~uniierten. 

~rotz des Omstandea, daS bei entaprechender Om;eataltun; der 
ReChtslage mehr Anwendung_fllle und damit höhere Ko.ten 
eintreten k6nnten, trat die Arbeit.gruppe .nge.ichts des 
Omstandes, da! aufgrund der derzeit veltenden Rechtslaqe d1e 
Gehörlosen in der Wahrnehmung ihrer Rechte als benachteiligt 
anqesehen werden könnten, dafür ein, die Xoatentraqunqsr8gelung 
1m AVG zu ergänzen und die zuordnun; der Kosten von 
Geh6rlosendolmetachern zu den Barau.lagen aUfzuheben. Oamit 
wiren die.e Xosten von der jeweils zuständigen Beh6rde zu 
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tragen un~ würden we~er Gehörlose, ~ie als Antragsteller im 

Verfahren auftreten, noch andere Antragsteller, in ~.ren 
Verfahren eine zu vernehmende Person qeh6rlos ist, treffen. 

Die entsprechenden Bestimmungen in der Regierungsvorlage für 
eine Novelle zum AVG lauten: 

I 76 Ahs. 1 zweiter Satz lautet: 

ItAls Barauslaqen gelten auch eHe G~~en, die den 
Sachverst6nQiqen und Oolmetachern zustehen, nicht jedoch 
die Ge~ühren, ~ie einem Geh6rlosendolmetscher zustehen." 

I 76 Ab5. 5 lautet: 

"(5) oie ~en SaChverständigen und Dolm.tschern 
zustehenden Gebühren sind - falls hiefür nicht 41e 
Beteiligten ~.s Verfahrens aufzukommen baben - von jenem 
Recht.träger zu tragen, in dessen Namen die Behörde in der 
Angelegenheit gehandelt hat." 

Diese Sestimmunq qilt geml5 I 24 VStG auch 1m 
Verwaltunqsstrafverfahren. 

2. B~ndesabqabenordnung; 

Die BAO enthilt keine dem I 3g • Ab •• 1 AVG oder dem I 185 
Abs. 1 ZPO vergleichbare Regelung Ober das Vorgehen der Bah6rde 
fQr den Fall, daS .in Cehörlo •• r, ab.r auch ein Stumm.r oder 
~aub.twnmer als Partei auftritt. Auch finc1.t .ich in der BAO 
k.ine Bestimmung, aus der (zuminc1e.t) erschlo.sen .erden 
k6nnte, ob ein Cehörlo.er .itt.l. ein •• entaprechenden 
~lmetacb.r. in einem Abgabenverfahren eig.natän41g AntrAg. 
at.ll.n kann. Es .rschien. aber denkbar, eine allfällige LQcke 
durch Analogi. - etwa zum I 3~a Ab.. 1 AVG - cu .cblieaen. Da 

~edoch .ine ~Qcken.ch11.!un9 durch Analo;ia im effentl1ch.n 
Recht nicht unproblamat1.cb 1at, wurde d1 •••• Erg.bnia auch dem 
für die Au.legung der BAO lu.tindig.n Bunde.ministerium für 
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Finanzen mit der Bi~te um Set&ung allfälliger SChritte 
ait;eteilt. 

3. Z1yilgeriehtliches y.tfAhrePi 

Nach d.m Wortlaut des I 185 ZPO bedart eine Partel, die einer 
verltlndlicben Äußerung GDer d.n Gegenstand des Rechtlstreits 

, und der mündlichen Verhandlung nicht fähig i.t, .ines 
vee1qn.ten Vertreters. Das spricht daf~r, daS nach dem I 185 

ZPO ein gehörloser Xliger oder •• klagt.; - .elbst in jenen 
Fillen, in denen kein Anwaltszwang besteht - einen 
Bevollmächtigten bestellen muß, um in einer Verhandlunq 
Erklärungen abgeben und AntrÄge It.llen tu können. Einer 
Auslequn9, wonach ein Geh6rloser unter Zuhilfenahme eines 
Dolmetschers für die Gehörlosensprache im Prozeß .albst 
initiativ werden könnte, dürfte der Wortlaut des I ~85 ZPO 

entgegenstehen. 

Zs w&re denkbar, durch eine entsprechende !nderunq des I 185 

ZPO sicherzustellen, dAß ein Gehörloser, aber auch ein Stummer 
oder Taubst~,tr, mittels eines entsprechenden Dolmetschers 
sehr wohl sel~st Anträge in einer Verhandlung stellen kann. 

Nach dan KOltantraqungsregelungen der ZPO wiren die ~o.ten 
eines Dolmetschers rür Taube, stumme oder TaUbstumme letztlich 
von der unterliegenden Partei zu traqen; bei teilwe1sam 
ob_iegen bzw. Unterliegen aind die Kosten verhaltniamA~ig zu 
teilen. 
Ob und inwieweit bezüglich der Do1metscherko.ten von die.en, 
Grund_Atzen abgeqanqen w.rden 1011, ~ed~rfte nach ~icht des 
Bundesmini8terlums tür 3ust1z - vo~ einer entlprechenden 
,esetz1ichen Regeluni - noch einer allgemeinen Abkllrung. 

~ 

Zu~ Höhe der fraqlichan DOlmetlcherko.ten kann derzeit mangels 
entspreehender Unterlaien nichts nAheres gesagt warden; .1. 
dßrtten aber angesichts des betroffenen Per8onenkrei8.' (ca. 
6.900 in Osterreich lebende Gehörl08e) verhiltnisml!ig verinq 
.ein. 

. , 
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~. StrofgeriehtliehC. Verlohren: 

x. Itrafverfahren wird der Ent.ch11a&ung bereits derzeit 
ent.proehen. In der Stratproza&ordnung CI 1~8 Ab •• 3 1Vm 

. . 

1I 163ff stPO) i.t zwar die X6qlichkeit vorge.ahen, den 
vehörlo.en Beschuldiqten bzw. Zeugen aebr1ttlich &U b~fr.9en. 

;Wenn diese Art der V.rnahmunq aber nicht a6qlich iet, ~ die 
Vernehmung unter ZUZiL~ung einer oder mehr.rer Personen 
ve.cbahen, die der Gehörlo.en.prache kundig sind. 

»i. den Strafproze! b&herrachenden Crundsitze der 
Vnmittelbarke1t und Mündlichkeit erfordern in der 
Bauptverhandlung gegen einen geh6rlo.en Angeklagten jedenfalls 
die Heranziahunq eines Dolmetschera f~ die GehÖrlosen.prache, 
um dem Angeklagten das qesamte mündliche Vorbringen, 
einachlie5lich der Schlußvortr6ge und der Vrteil.begründung, 
aitzute11en. 

~ie XOlten für die Be1ziehung einel Dolm.tschers sind iem!B 
t 381 Abi, S Stpo ~.i der Bemessung des PauscbalkostenDetraqes 
nicht zu berücksichtigen: sie trägt daher der 2und." 

III-188 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 57 von 77

www.parlament.gv.at



III-188 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)58 von 77

www.parlament.gv.at



• 

ad Punkt 6) 

Von Seiten des Bundesministerlums für Finanzen wurde informiert, daß 
eine ausreichende finanzielle Unterstützung der in der Resolution 
enthaltenen Anliegen von Gehörlosen und Schwerhörenden nur nach 
Maßgabe der vorhandenen finanziellen Mittel möglich ist. Die 
schlechte Budgetsituation ist bekannt. 

Das BMAS teilte betreffend technischer Hilfsmittel mit: 

1. Für gehörlose und hörbehinderte Men.chen gibt •• derzeit 
folgende techniache Bilfsmittel: 

1. Schreibtele!one: Schreibtelefone aind Schreibayateme, die 
durch Zusammenschluß mit dem Telefonnetz der Po.t .a dem 
hörgeschädigten bz~. gehörloaen Menachen ermöglichen, mit der 
Außen~elt in ~ontakt zu treten. 

Hinaichtlich der Schreibtelefone iat der Trend f •• t.tellbar, 
daß die Geräte immer kleiner und leichter ~erden. In der 
Beilage 2 finden Sie aowohl Produktinformationen über die 
herkömmlichen Schreibtelefone, ~ie auch eine Information über 
daa aktuellste Schreibtelefon, da. aufgrund aeine. Gewichts 
und .einer Auamaße auch für den atändigen Tranaport geeignet 
iat, d.h. es kann jederzeit, an jedem beliebigen Ort zur 
~ommunikation eingeaetzt ~erden. 
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2. Lichtsignalanlagen: Diese Hilfsmittel werden vor allem 

dann eingesetzt, wenn Hörbehinderte bzw. Gehörlose alleine in 
einem Haushalt leben. Sie benötigen in diesem Fall häufig 
Hilfen zurn Wecken (Funklichtwecker, Vibrationswecker) und 

Anzeigehilfen für das Telefon (Leuchte zeigt an, daß das 

Telefon läutet, etc.' 

3 •• eue Bilfamittel: Die technischen Neuentwicklungen wie 
z.B' ,·das Fax-Gerät, Computersysterne, etc. finden auch im 
Bereich der hörgeschädigten Menschen und Gehörlosen Anwen­
dung. 50 ist es dem Behinderten möglich, ein Fax-Gerät anzu­

schließen, das mit dem 5chreibtelefon gekoppelt ist. Fax­
Geräte werden immer stärker zur Kommunikationsförderung 
zwischen Gehörlosen eingesetzt, wobei das Fax oft mit einem 
Computersystem verbunden ist. Der Vorteil gegenüber dem 

Schreibtelefon besteht darin, daß nicht einzelne Zeilen 
weitergegeben werden müssen, sondern ganze Texte, oft seiten­

lang, auf sehr rasche Weise an den Adressaten vermittelt 

werden können. 

Bei den oben beschriebenen Punkten handelt es sich um Bei-, 
spiele, wie durch Hilfsmittel vor allem die Kommunikation des 
einzelnen gefördert werden kann. Es ist aber wichtig, darauf 
hinzuweisen, daß die Bedürfnisse der Betroffenen oft sehr 
unterschiedlich sind und über die oben genannten Hilfsmittel 

hinausgehen können, wodurch eine alles umfassende Auflistung 

der möglichen Hilfsmittel sehr achwierig ist. 

Obwohl der Kreis der betroffenen Behinderten aehr groß ist, 
gibt es in ganz österreich nach unseren Informationen nur 
drei Vertreiber von Hilfsmitteln für den oben definierten 

Personenkreis: 
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Fa. Schüttengruber 
~030 Linz, Vogelfängerweg 62, Tel •• 0732/85 3 55 

Fa. HG! (Hörgeschädigtentechnik' 
5412 Puch/Hallein, Raschsiedlung 506, Tel.: 0662/23 75 03, 
Schreibtelefon 06245/52 ~1 

Werkstättenzentrum 
1150 Wien, Tannhäuserplatz 2, Tel.: 0222/985 91 66 

und der Gehörlosenverband inkl. aller Bunde.länderorganisa­
tionen. 

2. Die ~osten für diese techniachen Hilf.mittel werden unter 
bestimmten Bedingungen von den verschiedenen Kostenträgern 

übernommen (siehe Beilage 1'. 

Ergänzend wird folgendes mitgeteilt: 
Die Einkommensgrenzen sind, wenn nicht anders angegeben, 
Nettobeträge. Zusätzlich gibt es bei jedem Entacheidungs­
träger Erhöhungsbeträge für jeden im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Angehörigen. 

Da die meisten Förderungen individuell entachieden werden, 

stellen die in der Aufstellung genannten Prozentsätze nur An­

haltspunkte aufgrund der ha. Erfahrungen aeit 1990 dar. 

3. Von Förderungen au.geschlosaen sind zwei Peraonengruppen: 

- Pensioniaten mit hohem ramilieneinkommen (über die Einkom­
mensgrenze des Nationalfonds' 

- Ausländer ohne dauernde Aufenthaltsbewilligung oder ohne 
GdB von mindestens 50 v.H. oder wenn ein mindeatena ein-. 
jähriger ordentlicher Wohnaitz in öaterreich nicht vor-
liegt. 
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PrivatgebrAUCh tUr rP.fa. ,. 
In - trJltptr Arbell8pl.t~tle~ J. Sinne deft urinale (15-6') f'P.n8lonleten blinder .. 

..... tn.2OO.- .x. ".fJOO.- Nntlonelronds (DDC) NeU ... 1 ronds 

LI" r8rd~ gett. " Relnete rUrdrung ~. §tOnßelnntC' lift ble .x. 15.000.- bei beh Aufenthalbbew. ,.ln 1 lIhr 

n"c-e'l8ii)renze(RC' n.IIOO.- [I(C: )).800.- . bed.Nob'.a tkC:,21.000;- CdR:50:,ElCCt 21.000.-
• .. ,. , 

[l(Ct 1MOO.- bruUo + [l(Cs 18.900.- brfttto + . 
,,",(lM' 

1890.- pro ""-J. 1890.- pro Ang. 
.keln lUtlchusa .agIIch kp.ln lUtlchUtls .o.,Uch rUrderung individuell , erfllhr . nur Arbeltspletz 

••• 50: 

Ekes 18.108.- + 2.266.- keinerlei luschUsn8 MHgllch [l(C: 6755.- ellelneteher..t prInzIpiell nur Uet. Stb. 
lretJ(M 12) pro ",.,.urtger Yerwle RUf LI" 9618.- thepeer AueI .. ..,n IlUgUch 

luedtusshUhel .... 1 ..... 11 luachUtlse indiv lduell 
[rfllh. rU ... 50S) 

keine Eke kein lUBChuse (8U8CJ. keine Eke rvftNJ 
wenn HUf.ntel, ..... HBrgerlte' lUtlchOsee 1 ... 1.lduell keIne ErfllhrunlJll'"!trte 

'orrtrwtztelUl9 und 10 - Ihtr 'e....,le RUf llA Erfahrungs ••• 501 1IU89. HBrgerlte 
......, bie 100s _lIHglidt 

keine [kC ".ne [QC Erfahrungswert I lu.:huee 

""rb HOhe ... lUllC:hueeee ..t- Aue [rfllhrung keinerlei nur bei gart,.. Elnlcc-sn keine Erfllhf'UhCJ8W8rte 
IIdwtldet der Aunc:hu8II luechuse (1IU8CJ~ tmrgerßte' MftgUch 
(Erfllhrungs ... 50S) 

jeder r.ll wird einzeln wenn ein 2. echweretl leiden 
~ (U-r.) keine lueeNleae entschleden (kelne [I(C) . edaUert, d8nn luechuee bill keIne Erfahrungswerte 

bei Harbehetren Yerwnle auf 50S MUgUch 
LI" 

kel,., [kC 
[1nk~ wird geprOrt 

1
1 ~ ~ft 

Dei SchreIbtelefonen 
Zuschusa bla 1~ MUgUch nIcht nmUndlg 

lUllr.hftltl ble 10m: 118cJ1lc:h Yerweltl Mlf LI" 

~ ZttschuRtI IIBgJ Ich 

~ 
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Reaktionen zu den bisherigen Ergebnissen: 

ad Punkt 1: 

Osterreichische Gesellschaft für Hals-, Nascn-, Ohrenheilkunde, 
Schreiben des Präsidenten Prim. Univ.-Prof. Dr.A1bcgger 

Prim. Univ.-Prof. Dr. Albegger bedan1ct sich für die Übermittlung des Ergebnisses der 
Arbcitsgruppe I zum Thema Früherkennung, Früberfassung, FrühfördeNDg Hörbehinderter 
und stellt aus Sicht der ÖSterreichiscben Gesellschaft für Hals-, Nascn-, Ohrenheilkunde, 
Kopf- und Halschirurgie folgendes fest: 

1. ) 
Wie in allen Bereichen von Behinderungen, ist eine Prühförderung 
von entscheidender Wichtigkeit. Tatsache ist, ~aß eine .olche 
Frühförderung - einschließlich ~er mobilen Frühförderung der be­
troffenen Kinder zu Hause bei ihren Eltern - für hörbehinderte 
~inder in Österreich - meines Wissens - eigentlich nur in Graz 
bzw. in der Steiermark einigermaßen befriedigend realisiert ist. 

In den anderen Bundesländern fehlt eine solche konsequente Früh­
förderung bzw. 1st ist erst 1m Aufbau. Hier sollten vom Bundesmi­
n1sterium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz raschest 
Empfehlungen für die Realisierung einer entsprechenden Frühförde­
rung für hörbehinderte Kinder gegeben werden. 
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2.) 
Voraussetzung für je~e Frühför4erung 1st natürlich eine entspre­
chende r rühe r kennung. 

I 

Wie 4ie Untersuchungen von Prau Pr im. Univ.-Doz. Dr. R. ~rk ge-
zeigt baben, ist die Situation der Prüherfassung hörbehinderter 
X1nder in österreich - trotz der vorgeschriebenen Untersuchungen 
1m Mutter-Rind-Paß - nach wie vor l uperst unbefrie~igen~: Sei 
Hörschädigungen, ~ie an Taubheit vrenzen, erfolgte in den Jahren 
1982 bis 1991 die Feststellung des Verdachtes durchschnittlich 
erst mit 15 Monaten, die Diagnose erst mit 21 un~ die Hörgeräte­
versorgung durchschnittlich erst mit 26 Monaten (I). lei leicht­
und mittelgradigen Hörstörungen lind die Zei ten falt doppelt so 
hoch (R.Türx, K.Welzl-Müller: Früherfassung hör geSChädigter Kin­
der öÄZ 1994). Oie Gründe für diesen unhaltbaren Zustan~ lind 
mannigfaltig. Anzunehmen 1st, daß durch die geplante und von uns 
vewünschte Vorverlegung der HNo-ärztlichen Unte rluchungen lowie 
die vermehrte Einb~ndung von HNo-Fachärzten di e Si tuation licher­
lich verbessert wir~, das eigentliche Problem aber - wie die bis­
berigen Erfahrungen zeigen - 9run~sätzlich auf diese Weise aber 
nicht zu lösen ist. 

Wie bisherige erste Erfahrungen in österreich (Oberösterreich) 
und die internationale Literatur, vor all em aus den Vereinigten 
Staaten, zeigen, ist eine entscheidende Verbeslerung Dur durch 
ein Screening aller Neugeborenen zu erwarten , d . h. Dicht nur von 
Neugeborenen und Säuglingen bzw. ~leinkindern mit Rilikofaktoren. 
lei ~indern mit bestehenden R~sikofaktoren f ür eine Hörltörung 
erfolgt meines Erachtens Ichon jetzt in der Regel eine effiziente 
Vor- bzw. Nachsorge bezüglich von Hörs törungen. Wichti; un~ ent-
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scheidend wäre ein vorsorgliches Hörscreening bei solchen Rin­
dern, die keine der bekannten Risikofaktoren bezüglich einer Hör­
schädigung aufweisen, und die mindestens die Hälfte aller - auch 
hochgradig - hörgeschädigter Kinder ausmachen. 

Dazu als Beweise zwei Statements: 
1. R.H. SMITH et ale (Arch Otolaryngol Head Neck Surg, 118 

(1992)1306-1311) .stellen in ihrem Artikel fest: 
-Re~ults suggest that factors in the high-rist regilter do not 
carry equal weight and that universal Icreening in the inten­
sive care nursery may be perferable.-

2. Das Konsensus-Statement des National Institute of Health (NIH 
Consensus Statement 11,1 March 1-3,1993) stellt ausdrücklich 
fest: . 
"The principal goal of an early identification program is do 
identify hearing impairment present at birth, in order to ef­
fect appropriate intervention as early as possible. In order 
do detect those children born with moderate, levere, end pro­
found hearing impairment, ve recommend universal newborn Icre­
ening. Because of the accessibility of babies in the newborn 
nursery, such screening is best accomplished prior to hospital 
discharge." 

Man muß aber einräumen, daß ein effektives Neugeborenen-Screening 
bis vor kurzem deshalb nicht möglich war, weil einfach die ent­
sprechenden Apparate für die objektive Hörtestung fehlten. Diese 
Situation hat sich in den letzten Jahren entscheidend gewandelt: 
im Prinzip gibt es derzeit zwei brauchbare Screeningmöglichkeiten 
gibt, nämlich durch otoakustische Emissionen (ILO 88 mit Scree­
ning Programm) und durch eine Screening-Hirnstammaudiometrie 
(ALGO-1-Plus) . 

Die internationalen Erfahrungen (siehe auch NIH-Konsens Konferenz 
%ur Prüherkennung der frühkindlichen Schwerhörigkeit) und auch 
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erste Erfahrungen in Österreich selbst, wie z.B. in Oberöster­
reich, sind recht vielversprechend: In Linz konnte nach einer 
persönlichen Mitteilung bei 98\ der Xinder, wie schon in Ihrem 
Bericht erwähnt, eine Hörschädigung durch ein Screening mit ALGO­
l-Plus ausgeschlossen werden. Es blieben also nur etwa 2\ übrig, 
bei denen die Untersuchung wiederholt bzw. in einem pädaudiologi­
sehen Zentrum weiter untersucht werden mußten, wobei in mehreren 
Fällen eine schwere Rörschädigung verifiziert wurde. Dies ist 
meines. Erachtens eine vertretbare Situation für die Xapazität un-, 
serer pädaudiologischen Zentren. Laut einer persönlichen Mittei­
lung würden die Kosten für eine solche 20-minütige Untersuchung 
mit einern Screening Hirnstammaudiometer rund 200 bis 250 Schil­
ling (Personalkosten und Geräteamortisation) betragen. Bei den 
otoakustischen Emissionen ist die Untersuchungszeit wesentlich 
kürzer, sie dauert pro Ohr etwa 1 Minute; daher müßten sie auch . 
etwas kostengünstiger sein. Solche Screeninguntersuchungen kön'n-
ten von entsprechend angelerntem Pflegepersonen auf geburtshilf­
lichen Stationen durchgeführt werden. Eine Verlängerung des Spi­
talsaufenthaltes für die Mütter bzw. ihre Kinder tritt dadurch 
keinesfalls ein. 

Aus Sicht der Österreichischen Gesellschaft für Hals-Nasen­
Ohrenheilkunde, Kopf- und Halschirurgie sollte vorn Bundesministe­
rium für Gesundheit, Sport und Konsurnentenschutz und der Arbeits­
gruppe I zum Thema "Früherkennung, Prüherfassung, Frühförderung 
Hörbehinderter" eine Empfehlung für ein solches Hörscreening al­
ler Neugeborenen aufgrund der bisherigen nationalen und interna­
tionalen positiven Erfahrungen ausgesprochen werden. 

Ein solches Hörscreen1ng wird übrigens auch mit vollem Recht von 
sämtlichen der bekannten Elternvere1n1gungen bzw. Selbsth1lfe­
gruppen hörbehinderter Kinder gefordert. 

Die Organisation des Neugeborenen Screening sollte selbst vor Ort 
in den verschiedenen Krankenhäusern an die jeweiligen lokalen Ge-
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gebenheiten angepaßt werden: das Neugeborenen-Screening kann von 
HNO-Abteilungen, HNO-Fachärzten, Fachärzten für Kinder- und Ju­
gendheilkunde an den entsprechenden neonatologischen bzw. ge­
burtshilflichen Stationen durch Logopädinnen bzw. durch das dort 
beschäftigte, entsprechend geschulte Pflegepersonal durchgeführt 
werden. 

Entscheidend ist, 
daß ~in Neugeborenen Screening durchgeführt wird, 

- daß die für die Durchführung verantwortlichen Pflegepersonen 
entsprechend ausgebildet werden, und 

- daß im Screening-Programm als hörauffällig befundete Kinder von 
pädaudiologisch versierten HNO-Fachärzten bzw. entsprechenden 
pädaudiologischen Zentren weiter abgeklärt werden . 

. 
Für weitere Auskünfte stehe ich gerne zur Verfügung. 

Hochachtungsvoll! 

Prim.Univ.-Prof.Dr. K.Albegger 
Präsident der Österreichischen Gesellschaft für 
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Kopf- und Halschirurgie 
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dazu der Standpunkt des BMGSK: 

Zu dem Thema Früherfassung von Hörstörungen bei Kindern hat sich der 
Oberste Santitätsrat mit seiner Untergruppe, die für die Aufnahme 
von zusätzlichen Leistungen in den Mutter-Kind-Paß zuständig ist, im 
Jänner des laufenden Jahres beschäftigt und dabei klargestellt, daß 
zu viele Gesamtpopulationsscreenings (ursprünglich wurden 8 
Screeninguntersuchungen für Säuglinge und Kleinkinder gefordert) für 
Kind und Eltern unzumutbar und für die Compliance der Eltern 
ungünstig sind. Weiters war, und ist immer noch, eine Diskussion 
über die Methode von Screeninguntersuchungen bei Neugeborenen im 
Gange, sodaß auch der Oberste Sanitätrat empfohlen hat, voräufig nur 
bei Neugeborenen mit erhöhtem Risiko für Hörstörungen weiterführende 
pädaudiologische Untersuchungen zu empfehlen. Im Hinblick auf die Compliance 
der Eltern war der Vorschlag des Obersten Sanitätsrates - da im 7. bis 9. Monat 
bereits eine HNO-Untersuchung vorgesehen ist, diesen Termin als 
erstes Gesamtpopulationsscreening beizubehalten. 

Für den derzeit anstehenden Neudruck des Mutter-Kind-Passes ist eine 
Umsetzung des ersten Vorschlages des Obersten Sanitätsrates bereits 
ins Auge gefaßt. Das heißt, es wird in den Mutter-Kind-Paß ein 
Hinweis aufgenommen, daß "bei Neugeborenen mit erhöhtem Risiko für 
Hörstörungen pädaudiologische Untersuchungen empfohlen werden". 
Gleichzeitig wird in dieser Neuauflage die HNO-Untersuchung vom 7.-9. 
Monat in das 3.-5. Monat nach Rücksprache und Zustimmung des Obersten 
Sanitätsrates, der Ärztekammer und des Hauptverbandes der Sozialversicherunger 
vorverlegt werden. 

Sollte für die Untersuchung des Neugeborenen in der 1. Lebenswoche 
hinsichtlich der Methodik der Untersuchung und der technischen 
Durchführung eine einheitliche Meinung vorherrschen, so wird 
empfohlen, daß ein Antrag zur Aufnahme eines gesamten Neugeborenen­
screenings dann neuerlich mit sämtlichen Unterlagen an den OSR 
herangetragen wird. 

Zur Frage des Untersucherkreises für HNO-Untersuchungen hat sich 
bisher sowohl die Ärztekammer als auch der Oberste Sanitätsrat immer 
dafür ausgesprochen, daß eine im Mutter-Kind-Paß vorgesehene 
Untersuchung sowohl von HNO-Fachärzten, als auch Kinderfachärzteri 
und praktischen Ärzten durchgeführt werden kann und soll. Ein 
Abgehen von dieser Meinung ist nicht zu erwarten. 
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Resümee der gemeinsamen Sitzung mit Ministerfenvertretem und 
BetroO'ene",'ertretern sm 31. Mal 1994. 

Stellungnahme von Dir. Maler, Gehörlosen - Kultur- und Jugendzentrum 
Graz-Andritz und Österrelchischer Schwerhörigenbund: 

Dir. Maier als Leiter des Gehörlosen-Kultur- und Jugendzentrums und als 
Präsident des Österreichischen Schwerhörigenbundes bedankt sich eingangs für die 
Einladung zu dieser Besprechung und für die bisherigen Arbeiten, die einen 
großen Schritt voraus bedeuten und nimmt, wie folgt, Stellung. 

1. Möglichst frühzeitige Feststellung der Hörfähigkeit bei Kindern: 

Der ÖSB stützt sich auf die Feststellung von Frau Doz. Türk und Univ.-Prof. 
Welzl-Müller, daß ein Screening aller Neugeborenen notwendig sei, um Hörschäden 
höhergradigen Ausmaßes in der ersten Lebenswoche des Kindes feststellen zu 
können. Je früher eine Hörschädigung diagnostiziert wird, desto günstiger sind 
die Entwicklungsvoraussetzungen für ein Kind und desto optimaler kann die 
Hörfahigkeit des Kindes genutzt werden. Aus den Erfahrungen unserer Einrichtung 
können wir sagen, daß auch heute noch Kinder viel zu spät mit Hörgeräten 
versorgt werden und wenn sie versorgt sind, die Versorgung nicht immer eine 
optimale ist. Die Hörgeräteanpassung steht in engem Zusammenhang mit der 
Ausbildung österreichiseher Akustiker, die es im Einklang mit den im Rahmen 
unserer Petition erhobenen Forderungen, zu verbessern gilt. 

Die Forderung des Österreichischen Gehörlosenbundes nach einer von Anfang an 
"zweisprachigen" Erziehung können wir aus folgenden Grunden nicht unterstützen: 

Bei Kindern, die neben der Lautsprache Gebärdensprache lernen, wird sich das 
Kommunikationsmittel durchsetzen, das rascher und müheloser zur Information und 
Kommunikation verhilft. Zusätzlich kann der Effekt eintreten, daß die 
Lautsprache, welche mehr Differenzierungsmöglichkeiten umfaßt, aber für das Kind 
schwerer zu erlernen ist, unterdruckt werden'. Die Gebärdensprache bestimmt dann 
in der Sprachregion während des Sprachaufbaues entstehenden Schaltungen und 
prägt damit die Struktur der Sprachregion. Die neurophysiologischen Forschungen 
(vgl. auch die Stellungnahme des Hohenemser Kreises zum Thema: 
Kommunikationsmittel, Gebärdensprache und Lautsprache bei von 
Hörbeeinträchtigungen Betroffenen") zu entnehmen ist, läßt sich nach Abschluß 
der kritischen Periode dieses strukturelle, biologische Korrelat kaum mehr 
ändern. Daraus folgt, daß es aus neurophysiologischen Grunden sinnvoll ist, 
soweit irgend möglich, bei Kindern mit Hörresten zunächst eine lautsprachliche 
Entwicklung zu stützen und eine Konkurrenz zwischen beiden Sprachsystemen zu 
vermeiden, solange dies möglich ist (vgl. cbda.8). 

Wir schließen uns den Aussagen des Hohenemser Kreises an, vor allem möchten auch 
wir die Frage aufwerfen, falls die Vorstellungen des ÖSterreichischen 
Gehörlosenbundes realisiert würden, welche Gebärdensprache bei der Unterrichtung 
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der lGnder eingesetzt werden soll (der Typ "Lautsprachbegleitende Gebärde" oder 
der Typ "Österreichische Gebärdensprache", die man nicht gerade als natürlich 
gewachsenes Sprachsystem bezichnen kann. Sie ist eine künstliche Figuration, die 
auf dem Boden der regional ausgebildeten örtlichen Gebärdenformen beruht, die 
sich in ihren Zeichen sehr erheblich voneinander unterscheiden). 

2. Die Erziehung und Ausbildung gehörloser und Schwerhörender Menschen 

Wir möchten festhalten, daß wir im Erwachsenenalter drei sehr verschiedenen 
Gruppen gegenüberstehen, die auch sehr unterschiedliche Bedürfnisse aufweisen. 
Dies sind auf der einen Seite die Schwerhörigen (sogenannte Früh- und 
Spätschwerhörige), die sich ie ihrer eigenen Bezugsgruppe und/primär der Welt 
der Hörenden und Lautsprache Verwendenden zugehörig fühlen und auf der anderen 
Seite die Gehörlosen, die sich in ihrer eigenen Gehörlosenkultur wohlfühlen und 
als dritte Gruppe finden wir die prälingual, also nachsprachlich ertaubten 
Menschen, die es vorziehen, soweit als möglich in der ihnen gewohnten 
sprachlichen Umgebung zu bleiben. 

Im Grazer Zentrum werden auf der Grundlage einer qualifizierten pädagogischen 
Diagnostik Beratung und Therapie durchgeführt. 

Eine wesentliche Erkenntnis unserer Berufsberatung und der oft Hand in Hand 
gehenden Arbeitsvermittlung ist die Tatsache, daß es immer schwieriger wird, 
Gehörlose ohne Laut- und Schriftsprachkenntnisse an Arbeitsplätze zu vermitteln. 
Die meisten Arbeitgeber lehnen es ab, mit ihren MitarbeiterInnen nur über dritte 
Personen, d.h. über DolmetscherInnen, zu kommunizieren, zusätzlich steigen die 
Anforderungen an die Laut- und Schriftsprachkomeptenz erheblich, wenn Österreich 
ein Mitglied der EU wird. Eine unserer Mitarbeiterinnen sagte kürzlich nach 
einem Deutschkurs zu mir: "Es fehlen in der Schriftsprache meist die Endungen, 
die Sätze werden verkürzt dargestellt, Präpositionen nicht beachtet, Zeitwörter 
nicht konjugiert, Hauptwörter nicht dekliniert, dieses Manko ist eindeutig auf 
die Verwendung der Gebärdensprache zurückzuführen, und wir benötigen viele 
Unterrichtsstunden, um das früher Versäumte soweit es möglich ist, aufzuholen", 

Ich komme wieder auf den Zeitpunkt der Früherkennung und Frühversorgung zurück: 
Wenn dieser vorverlegt werden kann, ist auch ein besserer Zugang zur Lautsprache 
gewährleistet, denn die Phasen der Plastizität des kindlichen Gehirns können 
noch durch gezielte akustische Reizsetzung für den Erwerb der Hör- und 
Differenzierungsfahigkeit genutzt werden. Schwerhörige lGnder würden etwa durch 
die Vernachläßigung der Hörerziehung gehörlos gemacht. 

Wissenschaftliche Erforschung aller Kommunikationssysteme Gehörtoser und 
Schwerhörender müssen gefördert werden: 

~ir merken an, daß die Lautsprachbegleitende Gebärde und die sogenannte 
"Ost erreich ische Gebärdensprache" die Kommunikationsmittel gehörloser Menschen 
darstellen. Schwerhörige Menschen ziehen es überwiegend vor, in Lautsprache zu 
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kommunizieren und zur Verbesserung ihrer Kommunikation technische Hilfen in 
Anspruch zu nehmen. Sie erleben sich in manchen Situationen als behindert und 
sind auf deutliche Artikulation angewiesen, unter günstigen technischen 
Voraussetzungen können sie in nahezu vollem Umfang an der Gesellschaft 
teilnehmen. Uns liegt deshalb daran, diese technischen Grundvoraussetzungen 
überall herzustellen, wo es um die Zugänglichkeit an öffentlichen 
Veranstaltungen geht (Adaption von öffentlichen Räumlichkeiten mit 
Induktionsschleifen, Verwendung von Mikroportanlagen etc.) sollte eigentlich zur 
Selbstverständlichkeit gehören.) 

Im Lehrplan der Schulen für Gehörlose und Schwerhörige ist verankert, daß 
Sprache in Form von Laut- und Schriftsprache soweit als möglich als 
entscheidendes Fundament für Bildung und Erziehung verfügbar gemacht wird. Ich 
möchte hier insbesondere auf die Bildung Schwerhöriger beziehen, die bei der 
Vermittlung von Bildungs- und Unterrichtsinhalten auf die Verwendung technischer 
Mittel zurückgreift. Vor allem streben wir die optimale Nutzung von Hörgeräten, 
Mikroportanlagen, Induktionsanlagen an. 

f 

Leider machen wir häufig die Erfahrung, daß bei der Veranstaltungen den 
gehörlosen Menschen selbstverständlich GebärdendolmetscherInnen zur Verfügung 
stehen, auf die Hilfsmittel für Schwerhörige aber immer verzichtet wird und es 
Mühe bereitet, selbst in Kreisen von Fachleuten, diese Hilfsmittel 
berei tszust eIl en. 

4. In ausreichendem Maße I.cgopädInnen, TherapeutInnen sowie DolrnetscherInnen und 
gebärdenkompetente Lehrerinnen zu gewährleisten und deren Einsatz in der 
Erziehung zu fördern. 

Seit vielen Jahren machen wir in unserem Zentrum die Erfahrung, daß das Angebot 
an logopädischer Therapie nicht mit der Nachfrage in Einklang steht. Die Anzahl 
auszubildender TherapeutInnen muß mindestens verdoppelt, wenn nicht verdreifacht 
werden. Es ist für uns zweifelhaft, ob Kräfte, die über keine pädagogischen 
Grundkenntnisse verfügen, im Schul bereich die nötige Effizienz gewährleisten 
können. 

S. Gehörlose und Schwerhörende sollen sich in der für sie besten Form 
verständigen können und sich gegenüber Gerichten, Verwaltungsbehörden sowie bei 
anderen Anlässen des öffentlichen Lebens einer Gebärden-DolmetscherIn bedienen 
können. 

Wir verwahren uns dagegen, die Zahl der Gehörlosen (die im Mikrozensus auch die 
Spätertaubten miteinschlißt) und mit 7.000 Menschen angegeben wird, davon 
verfügen nur rund 5 bis 10 % über keinen Hörrest künstlich durch die Zahl der 
Schwerhörigen zu vergrößern. Wenn in diesem Beilagentext des BMGSK gefordert 
wird "DolmetscherInnen für Gehörlose und Schwerhörige", dann möchte ich hier 
ganz entscheidend an meine Vorrednerin in der Arbeitsgruppe des BMUK 
anschließen, die darauf hingewiesen hat, daß Schwerhörige es vorziehen, ihre 
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Eigenständigkeit weitgehend zu wahren, indem sie lieber auf die erforderlichen 
technischen Hilfen zurückgreifen. Das heißt für die Praxis, daß die 
Schwerhörigen Wert darauf legen, daß öffentliche Einrichtungen mit 
Induktionsschleifen ausgerüstet werden, die Verwendung von Mikroportanlagen 
unterstützt und die Hörgerätentwicklung forciert wird. 

Wenn ich an die verschiedensten nationalen und internationalen Veranstaltungen 
denke, in denen in Gebärdensprache gedolmetscht wurde, so ist mir stark 
aufgefallen, daß Gehörlosenfunnktionäre es vorzogen, ihre eigenen 
DolmetscherInnen mitzubringen, das heißt also, es liegt eine sogenannte 
"individuelle Gebärdensprachkompetenz" vor mit enger Bindung an den eigenen 
Dolmetscher. 

6. Ausreichende finanzielle Unterstützung von Gehörlosen und Schwerhörenden 

Zusätzlich erhebt sich für uns und vor allem für uns Eltern hörgeschädigter 
Kinder die Frage, daß zwar finanzielle Mittel in beträchtlicher Höhe zur 
Durchführung von Gebärdensprachforschung bzw. des Schulversuches in 
Gebärdensprache wie z.B. in Kärnten bewilligt wurden, mir aber bis heute 
keinerlei fundierte Forschungsvorhaben hinsichtlich eines hörgerichteten 
Spracherwerbs unter optimaler Nutzung technischer Hilfen oder didaktischer 
Unterrichtsmittel bekannt sind. Es wäre wünschenswert, wenn die nötigen Mittel 
für diesbezügliche Forschungszweige bereitgestellt würden. 

Hier möchte ich auch unserer Forderung im Rahmen der Petition an den Nationalrat 
Nachdruck verleihen, daß die Hörgeräte-Akustiker-Ausbildung in Österreich auf 
den Stand einer Ausbildung gebracht wird, wie sie in Deutschland seit langem in 
Form der Fachakdemie in Uibeck durchgeführt wird. Unsere Forderung unterstreiche 
ich vor allem damit, daß in Österreich gerade derzeit wieder sogeannnte 
"fliegende" Hörgerätehändler, denn als Akustiker möchte ich diese Personen nicht 
bezeichnen, Hörgeräteanpassungen im Schnellverfahren in Gasthäusern und in 
anderen Städten durchführen und die Hörgeräte dann dem Betroffenen einfach 
zuschicken, ohne je eine Feineinstellung durchzuführen. 

Mutter-Kind-Paß-Untersuchungen im Bereiche des Hörvermögens dürfen nur von 
HNO-Fachärzten durchgeführt werden. 

Förderzentren für Taube und Schwerhörige müssen neutral, also unabhängig von 
Hörgeräteherstellern sein. 

In das Hörscreening muß, im Gegensatz zu den Empfehlungen der Arbeitsgruppe I 
unbedingt das AI go 1 Plus-Härscreening aufgenommen werden. 

fJ 
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Stellungnahme von Obmann SpItzer, Wlener 
Taubstummen-Fürsorgeverband: 

Wie: 
Allgemein ist die Verständigung der Menschen in Lautsprache, der Gehörlosen die 
Gebärde. 

Die alte Wiener Gebärdensprache, die fast in der ganzen zivilisierten Welt 
verwendet wird, wurde damals schon in der Taubstummen-Schule während der 
Monarchiezeit beherrscht. 

Bedauerlicherweise war die Gebärde jetzt an unseren Schulen im Unterricht nicht 
vorgesehen. 

Wozu: 
Die derzeitige Lemmethode (Verständigungs- und Sprachlehre) ist die Gebärde ist 
für Kinder sehr schwierig. Man müsse diese Methode den Kindern anpassen und 
nicht umgekehrt. 

Der Zwang nur zur Lippenablesung bei Kleinkindern und Schülern ist nicht human. 
Der Erfolg dauer auch zu lange und bietet nur einen geringen Wortschatz. 

Das Kinde soll zur gleichen Zeit die Ablese- und Gebärdensprache gelehrt werden. 
Nur durch diese Lemmethode begreift das Kind, welches Wort zur Verständigung 
sprechen muß und garantiert obendrein den gewünschten Bildungserfolg. 

Die Gebärdensprache sollte auch stets als Begleitsprache verwendet werden. Damit 
kann gemeinsam mit der Laut- und Gebärdensprache der Unterrichtsstoff in 
kürzester Zeit und leichter verstanden werden und motiviert die Lemfreude. 

Wann: 
Die Gebärdensprache, die zurzeit an unseren Schulen im Unterricht nicht 
vorgesehen ist, sollte ehestens eingeführt bzw. verwendet werden. Damit würden 
den langersehnten Wünschen von Gehörlosen entsprochen werden. 

Schlußprolog: 
Hoffe es auf diese Weise, daß Vertrauen zwischen den lehrerInnen und den 
erwachsenen Gehörlosen wiederherzustellen. Vorausgesetzt, daß alle LehrerInnen 
die Gebärdensprache beherrschen. 

• 
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Stel!ungnahme \,on Prof. Dimmel, Präsident des Österreich ischen GehörJosenbundes: 

Der Östcrreichische Gehörlosenbund ist Mitglied des Weltverbandes der Gehörlosen 
(WFD). 

6.000.000.000 
600.000.000 
60.000.000 

\Vellbevölkerung 
Behinderte 
Gehörlose 

10% 
1% 

8.000.000 ästerreichische Bevölkerung 
800.000 Behinderte 10 % 

(400.000 Sinnesbehinderte 
- Hörbehinderte und Blinde) 
8.000 Gehörlose 0,1 % 

In Österreich gibt es sieben Gehörlosenschulen und eine Schwerhörigenschule. 
Über 50 % der gehörlosen und schwerhörigen Kinder besuchen eine 
Integrationsschule. 

Der Österreichische Gehörlosenbund besteht seit 1913 und hat sieben 
Landesverbände und 30 Vereine mit ca. 2.000 Mitgliedern, das sind 25 % der 
Gehöilosen Österreichs. Viele Gehörlose leben isoliert. Im Ostblock sind 80 % 
der Gehörlosen Vereinsmitglied. In den USA nurrnehr 10 %, da sich die Gsellschaft 
für gehörlose Menschen gcöffrlet hat. Die Gleichberechtigung ist dort zum 
Großteil ven.virklicht worden. 

Es gibt in Österreich seit 1913 eine Interessensvertretung für Schwerhörige 
"VOX" mit Sitz in Wien. Es sind jedoch keine Vertreter anwesend. 

Österreich gehört auf dem Gebiet der Gehörlosenarbeit zu den unterentwickeltsten 
Länder Europas. Die Gehörlosenbildung ist in Skandinavien (in Finnland, 
Schweden, i\orwegcn, Dänemark und Island) am besten organisiert. 

Am Beispiel Finnlands: 

5.000.000 
ca. 5.000 
ca. 400 

200 

50 

Bevölkerung 
Gehörlose 
DolmetscherInnen, davon 
BerufsdolmetscherInnen mit einer Uni­
versitätsausbildung von 3 Jahren! 
DolmetscherInnen aIbeiten an Universitäten! 

In Österreich gibt es 30 gerichtlich beeidete DolmetscherInnen, aber ohne 
spezifische Ausbildung. Das ist eine große Schande für ÖSterreich. 
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Weiters zu CI: 

Das Cochlear-Implantat ist eine reine Augenauswischerei. In Oberösterreich gibt 
es ca. 20 CI-Träger, bei über 95 % wurden die Implantate wieder entfernt. Es 
werden bei depressiven PatientInnen und Eltern hörbehinderter Kinder falsche 
Hoffnungen geweckt. Für CI-Träger ist Leistungssport ausgeschlossen, sie dürfen 
sich auch nicht einer eingehenderen medizinischen Untersuchung durch einen 
Scanner unterziehen und können auch an Flughäfen die Kontrolle für 
'Metallgegenstände nicht passieren. Siehe auch die Stellungnahme des dänischen 
Gehörlosenbundes und der Elternvereinigung Buenaventura! - Aufnahme ins 
Protokoll! 

Gehörlose Menschen sind Augenmenschen und haben daher das Recht auf die 
Anerkennung der Gebärdensprache, einer optischen Sprache. Jede Unterdrückung, 
Diskriminierung oder Ablehnung dieser Sprache kommt einer schwerwiegenden 
Bevormundung und massiven Menschenrechtsverletzung gleich! 

Wie bereits wissenschaftlich erwiesen, ist es unerheblich, ob eine Sprache in 
Form von akustischen (Lautsprache) oder optischen Zeichen (Gebärdensprache) 
erworben wird. Voraussetzung für den Erwerb einer Muttersprache ist das 
natürliche Erlernen von diffemzierten Begriffen und grammatikalischen 
Strukturen. 

Stellungnahme des Vertreters des BMAS: 

Mag. Wotzel erläutert, daß den Diskussionen im Nationalrat wie auch dem 
Entschließngstext zu entnehmen ist, daß in Erziehung und Ausbildung 
hörbehinderter Kinder jene Vorgangsweise gewählt werden soll, mit Hilfe derer 
die nach den Anlagen des Kindes bestmögliche Förderung und integrative 
Entwicklung gewährleistet wird. 

Ein wichtiges Ergebnis der Arbeitsgruppe unter Federführung des BMUK ist die 
bislang nicht unumstritene Anerkennung des sinnhaften Einsatzes der 
lautsprachbegleitenden Gebärde im Unterricht hörbehinderter Kinder. Wo diese 
Methode eingesetzt werden kann, ist sie sinnvoll, weil sie eine sehr direkte 
Integration hörbehinderter Kinder in die Lautsprachgemeinschaft erlaubt. 
Allerdings ist dies bei vielen gehörlosen Kindern nicht der Fall. Sie liefen 
damit Gefahr, zu Opfern eines nicht auf ihre Fähigkeiten abgestellten 
Unterrichtsmodells zu werden. Denn viel deutet darauf hin, daß bei ihnen die 
Begriffsbildung und damit die Basis für welche Sprachbildung auch immer 
praktisch an die Gebärdensprache gekoppelt ist (eine Lautspracherziehung mit 
begleitender Gebräde wäre in diesen Fällen viel mühsamer, langwieriger und 
könnte dennoch das intellektuelle Potential nur unzureichend entwickeln). Auch 
die österreichische Bundesregierung hat diese hervorragende Bedeutung der 
Gebärdensprache in ihrem Behindertenkonzept unterstrichen. Im Sinne der 

·' 
• 
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Diskussionen im Nationalrat über die Petition Nr. 36, anläßlich des Hearings 
(20.10.1992) und im Plenum (28.1.1993) muß es daher den Eltern der 
hörbehinderten Kinder überlassen werden, die für ihr Kind im Einzelfall 
sinnvollste Unterrichtskonzeption zu wählen. Dafür muß es ein entsprechendes 
Angebot an gebrädesprachigem (bilingualem) Unterricht geben. Unter Umständen 
nicht überall. wo es derzeit spezielle Angebote für hörbehinderte Kinder gibt, 
aber immerhin. Ein kategorischer Ausschluß der (österreichischen) 
Gebärdensprache als Unterrichtssprache würde vielen gehörtosen Kindern die 
bestmögliche Förderung vorenthalten und kann daher vom BMAS nicht akzeptiert 
werden. 

Zusammenfassung durch das BMGSK als federrlihrendes Ressort 

Die Verbesserung der Lebenssituation von gehörlosen und 
schwerhörigen Personen ist ein Anliegen aller beteiligten 
Behördenvertreter. Experten und Betroffenenvertreter. Auf Basis der 
gemachten Vorschläge wird deshalb die FlÜherfassung und 
FlÜhförderung zu modiflzieren sein. Im Erziehungs- und Lehrbereich 
ist die aufgrund der Art der Behinderung und des sozialen Umfeldes 
jeweils beste Förderung in Verbindung mit einer integrativen 
Entwicklung im Sinne einer sozialen Integration anzustreben. Zur 
Verbesserung der Situation Gehörloser und Schwerhörender bei 
Behörden und Gerichten wurden legistische Vorschläge ausgearbeitet. 
Ein umfassender Katalog technischer Hilfsmittel konnte 
zusammengestellt werden. Bezüglich der derzeit nicht befriedigenden 
Ausbildung von Dolmetschern konnten Lösungsansätze aufgezeigt 
werden. 

Die Frage des jeweils geeigneten Kommunikationssystems wurde 
kontroversiell und nicht frei von Emotionen diskutiert. ebenfalls 
die Anwendung von Gehörimplantaten. Diesbezüglich ist die weitere 
wissenschaftliche Erforschung notwendig. 

Im vorliegenden Bericht konnte dem Nationalrat ein Maßnahmenkatalog 
aufgezeigt werden. dessen Umsetzung im Detail unter Zusammenarbeit 
mehrerer Ressorts zu erfolgen hätte. Der vorliegende Bericht stellt 
deshalb keinen Abschluß einer Aufgabe dar, sondern es müßte nach 
Behandlung der Vorschläge im Nationalrat eine größtmögliche 
Umsetzung angestrebt werden. 
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